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Motenhamſter. 


Dieſer Krieg zeitigt auch auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet immer neue Wunder. Das 
neueſte iſt eine Papiergeldnot. Die Banken 
haben plötzlich nicht mehr in vollem Um 
fange ihre Abnehmer befriedigen können, 
weil die Reichsbank ſie ohne Noten ließ. 
Daher iſt es gekommen, daß einzelne Bank⸗ 
inſtitute während der letzten Wochen Bar⸗ 
ſchecks nur noch in Höhe von 200 oder 300 
Mark pro Tag für den gleichen Abheber 
honorierten. Und dieſe Maßnahmen haben 
natürlich zur Folge gehabt, daß die un- 
ſinnigſten Gerüchte entſtanden. Gerüchte, die 
die Einleger nicht gerade beruhigten und 
die nicht geeignet waren, die Flut der Ab⸗ 
hebungen zu dämmen. In einzelnen Städten 
und an einzelnen Stellen iſt es zu einem 
regelrechten Run auf die Banken und Spar⸗ 
kaſſen gekommen. Ganz abgeſehen davon, 
daß infolge des allgemeinen Mißtrauens — 
was nach außen hin vorläufig unſichtbar 
bleibt — größere Teile des Publikums wahr⸗ 
ſcheinlich neue Einlagen auf Banken oder 
Sparkaſſen unterlaſſen haben. ! 

Dieſes Mißtrauen ift zunächſt — info 
weit es nicht etwa Urſache, ſondern bloß 
Folge ift — in erſter Linie darauf zurück⸗ 
zuführen, daß, die äußeren Erſcheinungs⸗ 
formen der augenblicklichen Geldnot genau 
die gleichen ſind, wie ſie das Publikum bei 
Bankbrüchen, bei ſchweren Kreditkriſen oder 
gar bei Staatsbankerotten gewöhnt iſt. Denn 
auch in dieſen Fällen beginnt die Sache ſo, 
daß zunächſt die Zahlungsmöglichkeit der 
Banken verſiegt und ſie mit allen möglichen 
künſtlichen Mitteln dem Anſturm der Geld: 


holer zu begegnen ſuchen. Und wenn es ſich 
nicht um den Zuſammenbruch einer einzelnen 
Bank, ſondern um eine allgemeinere Kredit⸗ 
kriſis handelt, pflegt gewöhnlich auch der 
Grund für die Zahlungshemmung der 
Banken darin zu liegen, daß das zentrale 
Noteninſtitut ſie im Stich läßt, auf deſſen 
Unterſtützung ſie natürlich in allererſter Linie 
angewieſen ſind. Bei der ganz geringen wirt⸗ 
ſchaftlichen Bildung, die leider auch im deut⸗ 
ſchen Volk noch immer vorhanden iſt, fehlt 
den Meiſten, die praktiſch an Bankguthaben 
intereſſiert ſind, die nötige Einſicht in die 
Zuſammenhänge. Sie klammern ſich infolge⸗ 
deſſen an die äußeren Symptome. Und nur 
allzuleicht treten bei der Kenntnisnahme von 
dieſen Symptomen dunkle Erinnerungsbilder 
in das Bewußtſein der Maſſe. Dadurch wan⸗ 
delt fich bann ganz unvermittelt die Verwun⸗ 
derung zur Erregung oder die bereits vor- 
handene Erregung wird noch geſteigert. 
In Wirklichkeit lag nun aber dies⸗ 
mal zu irgendwelcher Erregung oder, Be⸗ 
fürchtung gar kein Grund vor. Freilich war 
die wirkliche Urſache der oft recht üblen Zu⸗ 
ſtände eine ſolche, auf die eigentlich auch 
der vernünftig Ueberlegende ſchwer kommen 
konnte: die Reichsbank hatte ſich nicht recht⸗ 
zeitig auf die Steigerung des Verbrauches 
an Zahlungsmitteln vorgeſehen. Das war 
wirklich ein ſchwerer Mangel an Vorausſicht. 
Denn Gold und Silber könnte, wenn es 
fehlt, nicht von heute auf morgen, ja auch 
in Monaten vielleicht nicht beſchafft werden. 
Aber Papier, das mit der Druckmaſchine 
hergeſtellt wird, fehlte diesmal! Um jedes 


Mißverſtändnis von vornherein auszu⸗ 
ſchließen, ſei hier gleich betont: Dieſes Manko 
entſtand nicht dadurch, daß die Reichs⸗ 
bank etwa durch irgendwelche Beſtimmung 
daran gehindert war, weitere Noten aus⸗ 


zugeben. Es war alſo nicht eine Auf⸗ 
hebung unſerer Bankgeſetzgebung nach 
dem Vorbild früherer Aufhebungen der 


Peelſchen Bankakte in England — notwendig, 
um die Reichsbank inſtand zu ſetzen, dem 
Zahlungsmittelbegehr Erfüllung zu ge 
währen. Es iſt geſetzlich und ſtatutariſch alles 
in ſchönſter Ordnung. Die Ausgabemöglich— 
keit neuer Reichsbanknoten iſt noch lange nicht 
erſchöpft. Nur das bedruckte Papier fehlte. 


Auf den Gedanken, daß es einmal fo fani 
men könnte, ift bisher niemand im Reiche 
verfallen. Wenn das Reichsſchatzamt ſich, wie 
es vielfach im Laufe des Krieges vorge- 
kommen iſt, einmal ſperrte, der Forderung 
irgendeines Reſſorts nachzukommen, fo 
konnte man vielfach in Kreiſen der witzig 
veranlagten Fachmänner hören: „Es kommt 
in dieſem Krieg doch wirklich nicht auf ein 
par hundert Millionen mehr an, wo man 
doch allgemein nach Milliarden rechnet. Und 
ſchließlich ift die Druckmaſchine doch ge- 
duldig“ In ſolchen Anſchauungen kam die 
unbedingt richtige Tatſache zum Ausdruck, 
daß in der Aera der Alleinherrſchaft nur 
papierner Zahlungsmittel das Geld ſich durch 
Druck unbegrenzt und leicht vermehren lüßt. 
Man hatte eben nicht damit gerechnet, daß auf 
irgendeine Steigerung der Zahlungsmittel 
die Reichsbank nicht vorbereitet ſein könnte. 
Das iſt aber leider der Fall geweſen. Die 
Bankleitung hat zur Entſchuldigung er- 


klärt, daß die Reichsdruckerei ihre Ma⸗ 
ſchinen nicht in genügender Weiſe hätte 
nutzen können, weil die Heeresleitung 


ſich bei der Reklamierung der Arbeiter ge— 
ſperrt habe. Schon das ift unverſtändlich. 
Denn es handelte ſich dabei nicht etwa um 
Tauſende von Arbeitern, wie in anderen 
Sweigen der Kriegsinduſtrie, Sondern um füuf⸗ 
zig Männer. Die Angelegenheit gehört alfo zu 
den vielen unbegreiflichen Kleinlichkeiten 
dieſes Krieges, und zwar ſowohl hinſichtlich 
der Dispoſition der Reichsbankleitung als 
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hinſichtlich der Erfüllung der Forderung 
durch die Kriegsleitung. Man kann dem 
Reichsbankpräſidium den Vorwurf mangeln- 
der Vorausſicht auch bei allergrößtem Wohl- 
wollen nicht erſparen, und man kann 
von Glück ſagen, daß es nicht zu argen 
Kataſtrophen infolge dieſer Unterlaſſungs 
ſünde gekommen iſt. Es hat einer von der 
Reichsbank auch dankbar anerkannten inten- 
ſiven Aufklärungsarbeit von ſeiten der Preſſe 
bedurft, um hier Arges zu verhüten. Denn 
an einzelnen Stellen war die Volksleiden- 
ſchaft ſchon geneigt, die mangelnde Zahlungs— 
möglichkeit auf das Konto der betreffenden 
Bank zu buchen. Solange wie es ſich da— 
bei um unſere großen Weltiuſtitute handelte, 
war die Gefahr ja nicht zu groß. Aber man 
darf doch nicht vergeſſen, daß die kleinen 
Lokalbanken und lokalen Sparkaſſen in ſolchen 
Momenten der allergrößten Gefahr ausgeſetzt 
werden. Ein einziges, an einem Stammtiſch 
leichtfertig in die Welt geſetztes, Gerücht kann 
eine ſolche kleine Bank ohne das geringſte 
Selbſtverſchulden in die Luft ſprengen. 


Nachdem die Reichsbank ihren Fehler 
erkannt hatte, hat ſie ja nun in fieberhafter 
Eile alles getan, um die Sache einzurenken. 
Sie hat ſofort Tag und Nacht drucken laſſen, 
ſie hat weiter bei faſt allen bedeutenden 
Druckereien im Lande neue, auf dem Wege 
des Buchdrucks hergeſtellte Noten in Auf 
trag gegeben, die am 2. Januar fällig wer 
denden Coupons der Hproz. Kriegsauleihe, 
und es ſcheint außerdem, wenn es 
nicht inzwiſchen bereits geſchehen iſt, in 
Ausſicht genommen zu fein, den privaten 
Notenbanken in Deutſchland eine Erhöhung 
ihrer Kontingente zu geben. Im Gegenſatz 
zu dem Reichsbankkontingent, das nur an 
die Grenze der Dritteldeckung gebunden iſt, 
ſind mit Ausnahme der Sächſiſchen Bank, die 
ähnlichen Beſtimmungen wie die Reichsbank 
unterliegt, die Kontingente der übrigen Pri- 
vatnotenbanken ziffernmäßig beſchränkt. So 
durften bisher ausgeben: Die Bayeriſche No⸗ 
tenbank 70 Mill. %, die Badiſche Bank 27 
Mill. % und die Württembergiſche Notenbank 
25,71 Mill /. Es verlautet, daß jetzt das 
Kontingent der Bayeriſchen Notenbank auf 
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94, das der Badiſchen Bank auf 54 Mill. M. 
erhöht werden ſoll. 


Die inneren Gründe der plötzlich ſo ſtark 
geſteigerten Nachfrage nach Zahlungsmitteln 
ſind ſehr verſchiedenartiger Natur. Zu einem 
Teil vollendet ſich darin nur eine Tendenz, die 


ſchon während des ganzen Krieges ſtark hervor 


getreten iſt, zu einem anderen Teil handelt 
es ſich dabei um plötzlich aufgetretene Mo⸗ 
mente. Die plötzliche Veränderung hat ihren 
Ausgang von dem Waffenſtillſtandsangebot 
genommen. Es ſoll hier nicht darüber ge- 
ſprochen werden, inwieweit dieſes Angebot 
notwendig und inwieweit es politiſch klug 
war. Aber es hat, wie heute wohl niemand 
mehr beſtreiten wird, als Wirkung eine außer⸗ 
ordentliche Verblüffung und Verängſtigung 
ausgelöſt. Es traf den größten Teil des Vol⸗ 
kes vollkommen unvorbereitet. Vielfach wur⸗ 
den die Leute von der Höhe überſchwänglicher 
Siegesſtimmung in die Tiefen einer der Ver⸗ 
zweiflung nahen Enttäuſchung geſtürzt. Dazu 
kam nun, daß im Weſten des Reiches, wo man 
ohnehin ſchon wegen der Fliegerangriffe und 
der dauernden Zurücknahme der deutſchen 
Linien beſonders nervös geſtimmt war, die 
unſinnigſten Gerüchte entſtanden. Die Men⸗ 
ſchen dort richteten ſich vielfach auf ſofortige 
Räumung ihrer Gebiete ein, nd es war ut 
ausbleiblich, daß ſie als Vorbereitung dazu 
ihre Guthaben abhoben, um möglichſt viel 
bares Geld bei fich zu haben. Sie hielten es 
für ſelbſtverſtändlich, daß, wenn die Eng- 
länder, Franzoſen und Amerikaner ins Land 
kämen, die Guthaben der Banken mit Beſchlag 
belegt würden. Die Gerüchte pflanzten ſich 
ins Reich fort und führten hier zu einer all: 
gemeinen Panikſtimmung. Dazu kamen nun 
vielfach noch Befürchtungen wegen Ausbruchs 
revolutionärer Unruhen. Man ſah den Bol⸗ 
ſchewismus ſchon nahe und fühlte das Be- 
dürfnis, ſich auf alle Fälle mit Barvorräten 
zu verſehen. Gegenüber dieſer Bewegung hat 
es gar keinen Zweck, den Aengſtlichen klarzu⸗ 
machen, daß ja doch Banknoten kein metalliſches 
Geld ſeien und daß, wenn das Deutſche Reich 
zuſammenbräche, die ganze Organiſation der 
Reichsbank geſtörtwürde, und daß dann 1000. 
in Noten gar nichts oder doch viel weniger 
wert feien als 1000 /. Es hat auch keinen 


„Zweck, ihnen darzulegen, daß fie unter dieſen 


Umſtänden ruhig ihr Geld auf den Banken 
liegen laſſen könnten. Auf ſolche Mahnungen 
wurde einem immer mit dem Hinweis er⸗ 
widert, daß auch in Rußland die alten Rubel 
einen größeren Wert als die ſpäter auge- 
gebenen gehabt hätten und daß ſich dort alſo 
die Notenhamſterei ſehr gut bewährt habe. 
Es blieb dieſen Zuſtänden gegenüber eigent⸗ 
lich gar nichts weiter übrig, als die Leute ihr 
Geld abheben zu laſſen und dafür zu ſorgen, 
daß die Banken in aller Ruhe, und 
zwar in möglichſt kleinen Scheinen aus- 
zahlten. Aber die waren eben nicht. 
da. Und ſo ſchien eine Zeitlang aus 
dieſem Umſtand ſogar noch eine Vergrößerung 
der Kriſe zu entſpringen. Sehr viel zur Be⸗ 
ruhigung haben übrigens einzelne Fabrik⸗ 
leitungen und die aufklärende Tätigkeit der 
Arbeiterorganiſationen beigetragen. Verſchie 
dene Fabrikorganiſationen haben einen ſehr 
vernünftigen Weg gewählt: Sie haben bei der 
Lohnauszahlung dem Arbeiter die Taufend- 
Mark-⸗Note gezeigt zum Beweis dafür, daß, 
das Geld vorhanden iſt und daß es eben nur 
an kleinen Scheinen fehlte. Andere Leitungen 
haben ihrem Arbeiterſtamm, deſſen ſie ſicher 
waren, den Lohn in Tauſend⸗Mark⸗Scheinen 
ausgezahlt, indem ſie den Arbeitern den Lohn 
für mehrere Wochen als Vorſchuß gewährten. 


Bis zu einem gewiſſen Grade ſcheint die 
Plötzlichkeit der Vermehrung der Nachfrage 
nach Zahlungsmitteln auch im Zuſammen 
hange mit den letzten Kursrückgängen an 
der Börſe zu ſtehen. Es unterliegt gar keinem 
Zweifel, daß durch die Steuergeſetzgebung der 
letzten Jahre recht erhebliche Steuerhiuter- 
ziehungen veranlaßt worden find. Die Ben- 
ſiten haben aller Wahrſcheinlichkeit nach einen 
großen Teil ihres in Wertpapieren angelegten 
Vermögens der Behörde verſchwiegen. Die 
Wertpapiere wurden in den eigenen Geld- 
ſchränken aufbewahrt. Durch die Kursrück— 
gänge ſind nun viele Effektenbeſitzer unruhig 
geworden, haben ihren Beſitz verſchleudert 
und haben nun dafür ihre erlöſten Barbeträge 
in ihren Geldſchränken aufgehäuft. Dieſe 
Fälle, in denen die Notenhamſterei nicht aus 
Angſt vor dem Bolſchewismus, ſondern aus 
Furcht vor der Entdeckung der Steuerunter— 
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ſchleife geſchah, gehören wahrſcheinlich nicht 
zu den Seltenheiten. Ganz abgeſehen von 
den auch nicht wenig zahlreichen Fällen, in 
denen namentlich einfache Leute ihre oft 
recht erheblichen Verdienſte von vornherein 
in Noten fih zu Haus hinlegten. 

Allein die Tendenz zur Notenvermehrung 
geht durch den ganzen Krieg. Am 31. Juli 1914 
hatte die Reichsbank einen Notenumlauf von 
rund 2910 Mill. %. Nach dem Reichsbank⸗ 
ausweis vom 23. Oktober 1918 betrug der 
Notenumlauf rund 16421 Mill. / Damit ift 
aber die Vermehrung des deutſchen Papier⸗ 
geldumlaufes natürlich nicht in vollem Um⸗ 
fange charakteriſiert. Denn abgeſehen von der 
Vermehrung der Notenausgabe der Privat⸗ 
banken betrug am 23. Oktober die Summe 
der im freien Verkehr umlaufenden Dar- 
lehnskaſſenſcheine 9150 Mill. / Wir haben es 
alſo mit einer Geſamtvermehrung der Bapier- 
umlaufsmittel ſeit Ausbruch des Krieges um 
rund 22670 Mill. % zu tun. Wie ift dieje 
Vermehrung zu erklären? Man muß von ihr 
zunächſt das abziehen, was in den beſetzten 
Gebieten in Weſt und Oſt an deutſchen 
Zahlungsmitteln umläuft. Man muß da 
ſicher mit mehreren Milliarden rechnen. 
In der Hauptſache aber entfällt die 
Vermehrung der Zahlungsmittel auf ſolche 
Beträge, die durch Farlehen des Reiches als 
Vorſchüſſe für die Kriegsanleihen gedeckt iſt. 
Einen ungefähren Anhalt für die Höhe der 
Beträge gibt der Poſten „Wechſel, Schecks und 
diskontierte Schatzanweiſungen“ unter den 
Aktiven der Reichsbank. Dieſer Poſten betrug 
nach dem letzten Ausweis rund 18 742 Mill. M. 
Nun erklärt das natürlich durchaus nicht in 
vollem Umfange die Vermehrung des Um⸗ 
laufes an Zahlungsmitteln, denn das Publi- 
kum hätte ja den größten Teil der Noten, die 
es empfing, an die Banken und damit an die 
Reichsbank als Einzahlung zurückgeben 
können. Das Reich hat ſeine Beſtellungen 
faſt durchweg bar bezahlt. Und die empfange⸗ 
nen Gelder ſind tatſächlich auch von den 
Unternehmungen zu nicht unweſentlichen 
Teilen auf ihre Banknoten eingezahlt worden. 
Die große Flüſſigkeit aller privaten Bank⸗ 


unternehmungen ſpricht dafür. Unter dieſen 
Umſtänden iſt es immerhin auffällig, daß die 
Guthaben Dritter bei der Reichsbank während 
des ganzen Krieges ſich nur von 1258 auf 
9059 Mill. erhöht haben. Aus dem Ver⸗ 
gleich dieſer Ziffern mit den geſtiegenen An⸗ 
lagen iſt das Maß der Vermehrung des baren 
Geldumlaufs zu erſehen. Wenn man von dem 
Bedarf der beſetzten Gebiete abſieht, ſo iſt 
dieſe Vermehrung noch immer ganz außer⸗ 
ordentlich. Sie erklärt ſich nicht bloß aus den 
geſtiegenen Löhnen und Preiſen, die ja ſelbſt⸗ 
verſtändlich einen vermehrten Bedarf an Zah⸗ 
lungsmitteln zeitigen muß. Sie iſt auch nicht 
nur durch den angeblich beſonders ſtarken 
Uebergang vom Kreditverkehr zum Barzah⸗ 
lungsverkehr zu erklären. Denn Barzahlung 
in dieſem Sinne heißt doch nur ſofortige Bah- 
lung ohne Juanſpruchnahme von Kredit, nicht 
aber unbedingt Zahlung in barem Gelde. 
Es ſind mithin hier Kräfte am Werk geweſen, 
die ſich ſo einfach gar nicht darſtellen laſſen. 
Es müſſen ſchon während der ganzen Kriegs⸗ 
jahre mehr papierene Umlaufsmittel als ge⸗ 
wöhnlich im Verkehr geweſen ſein. Dabei muß 
man nun allerdings berückſichtigen, daß die 
ganze im Frieden recht große Goldzirkulation 
ſowie der Umlauf von Silber durch Papier 
erſetzt worden ſind. In welchem Umfange 
eine Metallzirkulation beſteht, iſt ja genau 
nicht feſtzuſtellen. Der Geſamtmetallbeſtand 
der Reichsbank ift im Krieg um etwa 1¼ Mil- 
liarden M. gewachſen. Aber erſtens iſt nicht 
aller Zufluß zur Reichsbank aus dem inneren 
Verkehr gekommen, zweitens hat die Reichs- 
bank auch nicht unerhebliche Beträge abge⸗ 
geben. Man ſteht alſo für die Erklärung der 
Geſamttendenz der Vermehrung des Noten- 
umlaufes im Kriege vor einer nicht bis zum 
Reſt zu enträtſelnden Erſcheinung. Aber die 
Tatſache, daß ſich ziemlich regelmäßig und 
dauernd während der Kriegszeit der Umlauf 
der papiernen Zahlungsmittel vermehrt hat, 
ſteht feſt. Die kannte natürlich auch am 
beſten die Leitung der Reichsbank. Und des⸗ 
halb iſt es unverſtändlich, daß ſie ſich von 
einer Bewegung überraſchen ließ, auf die ſie 
im Krieg ſtets hätte gefaßt ſein müſſen. 
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Verſicherungsmonopol? 


Von Dr. rer. pol. M. Steinberg. 


Ueberleitung des geſamten Verſicherungsweſens 
in die Hand des Staates iſt eine Forderung, die 
nicht erſt unter dem Druck der Finanznöte im Kriege 
erhoben worden ift, ſondern auf die achtziger Jahre 
zurückgeht, in denen Adolf Wagner den Satz auf- 
ſtellte, daß die Merficherung kein „Geſchäft“ fei 
ſondern eine „öffentliche Einrichtung“. Wir ſind in 
unſerer Sozialgeſetzgebung, der Kranken-, Unfall⸗, 
Invalidenverſicherung Wagners Theſe gefolgt, 
ſchaffen auch durch das Geſetz über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen und über den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag ein einheitliches Verſicherungs⸗ 
recht, griffen zögernd durch die Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung in das Gebiet der privaten Lebensver⸗ 
ſicherung ein, bauten die öffentlichen Feuerſozietäten 
weiter aus und ſtehen jetzt mit der beabſichtigten 
Uebernahme der Schlachtvieh- und Viehlebens⸗ 
verſicherung im Begriff, uns auf die Gebiete zu, 
wagen, welche ſchon 1913 von Wörner als „reif“ 
zur Zwangsverſicherung bezeichnet worden ſind. 
Mit guten Gründen ift von ihm die Anſicht ver⸗ 
treten, daß außer dieſen beiden genannten Ver⸗ 
ſicherungen die Hagel, Feuer-, Haftpflicht» und 
Anfallverſicherung der Befriedigung eines Gemein⸗ 
bedürfniſſes dienen und als Zwangsverſicherung 
betrieben werden müſſen. In gewiſſen Grenzen 
dürfte auch die Lebeusverſicherung, die für die 
Hinterbliebenen und das hohe Alter Vorſorge 
treffen foll, Gemeinbedürfnis fein; im Prinzip ift 
dies ja ſchon durch die Angeſtelltenverſicherung an= 
erkannt. 

Im fünften Kriegsjahr haben wir aber noch 
mehr als im Frieden zu überlegen, ob zur Berz 
wirklichung der Zwangsverſicherung die Ueber- 
nahme des Verſicherungsweſens oder einzelner 
Verſicherungszweige in die öffentliche Hand not⸗ 
wendig iſt und weiter, ob ſie unter dem ſozialen 
Geſichtspunkt oder dem des geldlichen Ertrages zu 
erfolgen hat. Die Entſcheidung kann ſehr wohl bei 
den einzelnen Verſicherungszweigen verſchieden aus⸗ 
fallen, je nachdem ob überhaupt und eventuell in- 
wieweit in der betreffenden Verſicherung ein ſoziales 
und volkswirtſchaftliches Intereſſe geſehen wird 
oder nicht. i i 

Ebenſo wie bei unſerer Sozialgeſetzgebung 
hätte bei ſtarrer Durchführung des gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen Prinzips die Frage nach dem finanziellen 
Ertrag zurückzutreten. Der Staat hätte dafür zu 
ſorgen, den Verſicherungsſchutz zu billigſten Prämien. 
ſätzen zu gewähren, was er durch eine möglichſt 
umfaſſende Vereinigung der gleichbedrohten Rifi- 
en und eine geſunde Niſikenmiſchung — eventuell 
Probing- oder perſonengruppenweiſe —, welche die 
Rüdverfiherung überflüſſig machen würde, erreichen 
könnte. Dieſe größtmögliche Billigkeit würde theore⸗ 
tiſch bei einer Monopolverſicherung am eheſten er- 
reicht werden können, die, wie das Beiſpiel von 


Italien und Uruguay für die Lebensverſicherung 
zeigt, ſehr wohl durchführbar iſt. Es fragt ſich 
aber, ob man bei den einzelnen Verſicherungs⸗ 
gruppen eine Uebernahme des Geſchäfts der be⸗ 
ſtehenden Verſicherungsgeſellſchaften für angezeigt 
halten foll oder nicht lieber nach dem Vorbild der 
öffentlichen Feuerſozietäten und der Angeſtellten⸗ 
verſicherung, Konkurrenzunternehmungen zu den pri⸗ 
vaten Geſellſchaften einrichten bzw. ſchon vorhandene 
unterſtützen ſoll. Im erſten Fall wären große Kapi⸗ 
talien zur Abfindung der bisherigen Geſellſchaften, 
aufzuwenden, wobei auch für Unternehmungen, die 
auf die Dauer keine Exiſtenzfähigkeit haben wür⸗ 
den, unnötigerweiſe Summen ausgegeben werden. 
müßten, welche ſich auf dem anderen Weg ſehr wohl 
erſparen ließen. Es würde nur zu begrüßen ſein, 
wenn durch das Fortbeſtehen der privaten Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften die Konkurrenz beſtehen bleibt, 
die noch ſtets Anfporn zu gefunden Fortſchritt ge⸗ 
weſen iſt. 

Man konnte fih 3. B. bei der Feuerverſiche⸗ 
rung die Regelung etwa Fo denken — übrigens in 
ähnlicher Weiſe auch bei den anderen Verſicherungs⸗ 
zweigen, welche für ſozial notwendig angeſehen wer⸗ 
den —, daß der Staat durch Geſetz die Verſicherung 
aller Immobilien und Mobilien gegen Feuer vor⸗ 
ſchreibt, ſelbſt eine Reichsfeuerverſicherungsanſtalt 
einrichtet, es den Verſicherungspflichtigen jedoch über⸗ 
läßt, ſich bei dieſer oder aber bei einer privaten 
Geſellſchaft zu verſichern. Die Annahme, daß die 
ſtaatliche Anſtalt gegenüber den privaten Geſell⸗ 
ſchaften nicht aufkommen könnte, iſt hinfällig; erſt 
in den letzten Jahren hat der Konzern Gerling, 
der im Kampf mit dem Feuerverſicherungskartell 
bei gleichen Bedingungen ſich hocharbeitete, die Mög- 
lichkeit bewieſen; die Konkurrenzfähigkeit ift jhon 
dadurch gegeben, daß die hohen Werbekoſten der 
privaten Geſellſchaften bei der Staatsanſtalt in Fort⸗ 
fall kommen. 

Wird die Verſicherung bei der Reichsanſtalt 
genommen, ſo würde zweckmäßig der Prämienbe⸗ 
trag zuſammen mit den Steuern feſtgeſetzt und ein⸗ 
gezogen. Seine Höhe ließe ſich, wie es ja bei den 
privaten Verſicherungen der Fall iſt, nach einem 
Tarifſchema feſtſtellen oder auch u. U. in Anleh⸗ 
nung an den Prämienſatz, welcher für die Ver⸗ 
ſicherung des Hauſes, in dem die Wobilien ſich be⸗ 
finden, feſtgeſetzt iſt. Der Verſicherungsantrag reſp. 
der Nachweis der Verſicherung bei einer privaten 
Geſellſchaft könnte gleichzeitig mit der Steuer- 
einſchätzung eingefordert werden. Zu einer ſolchen 
Regelung liegt kein Bedenken” vor, wenn es ſich 
um einen geſetzlichen Zwang zu einer Verſicherung 
handelt. Das ſoziale Intereſſe kann dadurch ge⸗ 
wahrt werden, daß Mobiliarverſicherungen in einer 
nach den Einkommens- rejp. Vermögensverhältniſſen 
des Verſicherten zu erfolgenden Abſtufung außer 


den Prämien noch verſchieden hohe Steuerzu⸗ 
ſchläge zu tragen haben, die in finanziellem Inter- 
eſſe zur Erhebung gelangen. Die Höhe der Feuer⸗ 
verſicherung könnte übrigens auch in anderer Hin⸗ 
ſicht als Unterlage zu Steuerzwecken benutzt wer⸗ 
den. Die Regelung der Schadenfälle wäre, wie es 
auch jetzt bei den privaten Geſellſchaften der Fall 
iſt, durch eigene Beamte vorzunehmen; ihre Funk⸗ 
tionen ſind in kleineren Orten vielleicht zweck⸗ 
mäßig den Ortsbehörden zu übertragen, die in 
jedem Fall den Umfang des Schadens feſtzuſtellen 
hätten. Ueber die Höhe der Entſchädigung könnte 
dann im Rorrefpondeuzwege entſchieden werden. 
Vorſorge müßte getroffen werden, daß die pri⸗ 
vaten Verſicherungsgeſellſchaften, bei denen die ſtaat⸗ 
lich Verſicherten Verſicherungen gegen andere 
Schadenfälle — 3. B. Einbruchsdiebſtahl⸗ oder Waj- 
ſerleitungsſchäden — nehmen, von ihnen nicht etwa 
höhere als die üblichen Prämien fordern. i 
Ungleich ſchwieriger, da hier keineswegs fo 
klare und durchſichtige Verhältniſſe herrſchen wie 
bei der Feuerverſicherung, würde die Durchführung 
des Zwangsſyſtems in der Lebensverſicherung ſein. 
Liegt bei der Feuerverſicherung der Schutz von er⸗ 
worbenem Vermögen vor, ſo iſt der Zweck der 
Lebensverſicherung, für die Zukunft Kapital zu bil⸗ 
den. Bei einer Heranziehung der Lebensverſicherung 
für die Reichsfinanzen müßte richtigerweiſe wohl 
nicht ſo ſehr das Schwergewicht auf der Beſteuerung 
der jährlichen Leiſtungen — ſoweit ſie nicht über eine 
gewiſſe Grenze, die nach den perſönlichen Verhält⸗ 
niſſen feſtzuſtellen wäre, hinausgingen — als auf 
der das Reichsintereſſe wahrenden Anlegung der 
Prämienreſerven, die ſich Jahr für Jahr vermehren, 
liegen. Auch hier ließe ſich wohl am eheſten in 
freier Konkurrenz mit den privaten Verſicherungs— 
geſellſchaften — vielleicht durch einen zeitgemäßen 
Ausbau der öffentlichen Verſicherungsanſtalten 
die beſte Regelung finden. Eine ſtaatliche Volks⸗ 
verſicherung könnte unſchwer im Anſchluß an die 
Augeitelltenverfiherung ins Leben gerufen werden. 
Das Hauptaugenmerk iſt darauf zu lenken, daß 
die ſtaatliche Verſicherungsanſtalt durch eine gute, 
den beſten Traditionen der privaten Lebensverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften entſprechende Ausleſe der Bers 
ſicherungskandidaten ſowie durch wohlüberlegte An⸗ 
lage in hochverzinslichen Werten — denn hierauf 
beruht zum großen Teil die Billigkeit der privaten 
Geſellſchaften wettbewerbsfähige Tarife aufſtellen 
kann. Die Konkurrenzfähigkeit würde geſtärkt, wenn 
ſie die Verſicherten nicht am Gewinn beteiligte, aber 
feſte und niedrige Prämien feſtſetzen würde. Unter 
den jetzigen Verhältniſſen müſſen die bereits mit 
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den privaten Geſellſchaften konkurrierenden öffent- 
lichen Verſicherungsanſtalten im Wettbewerb nur 
allzu oft den kürzeren ziehen. 

Mag man ſich zu der Frage eines Verſiche⸗ 
rungsmonopols ſtellen wie man will, in der Forde⸗ 
rung, in den unüberſehbaren Wirrwarr der Tarife, 
Dividendenſyſteme, Nachdividenden, Bonifikationen 
garantiert oder nicht garantiert — ſo weit Ordnung 
zu bringen, daß eine Vergleichbarkeit der Lei⸗ 
ſtungen der Geſellſchaften ermöglicht wird, müſſen 
alle einig ſein. Jetzt findet ſich ein Laie nie und 
nimmermehr zurecht; er iſt, ohne die Möglichkeit, 
ſich ein eigenes Urteil bilden zu können, auf Gnade 
und Ungnade der Ueberrredungskunſt der Verſiche⸗ 
rungsagenten ausgeliefert. Allerdings iſt es ja 
ſchwierig, einen annähernd richtigen Vergleichsmaß⸗ 
ſtab zu finden. Am eheſten entſpricht dieſem Er⸗ 
fordernis die Nettokoſtenberechnung, wenn ſie in der 
vom Aufſichtsamt für Privatverſicherung ſchon vor 
dem Krieg vorgeſchlagenen verbeſſerten Form — 
unter Berückſichtigung von Zins und Zinſeszins und 
des verſicherungstechniſchen Werts der Nachdividen⸗ 
den — durchgeführt wird. Notwendig iſt, daß das 
Aufſichtsamt für Privatverſicherung die von ihrem 
Standpunkt verſtändliche ablehnende Haltung der 
Verſicherungsgeſellſchaften überwindend alle Geſell⸗ 
ſchaften obligatoriſch verpflichtet, bei jeder Ver⸗ 
ſicherungsanbahnung vorher eine Nettokoſtenberech⸗ 
nung an den Verſicherungsluſtigen zu überreichen. 
Wenn befürchtet wird, daß dadurch der Abſchluß von 
Lebensverſicherungen unmöglich gemacht, mindeſtens 
aber doch erſchwert und der Verſicherungskandidat 
zur Sparkaſſe gedrängt würde, da er ſehen müßte, 
daß er unter Berückſichtigung von Zins und Zinſes⸗ 
zins mehr einzuzahlen hat, als die Geſellſchaft 
ſchließlich bei Erleben des Endtermins auszahlt, ſo 
muß betont werden, daß es Aufgabe der Berz 
ſicherungsgeſellſchaften, für die ſamt und ſonders die 
Gefahr beſteht, iſt, den Verſicherten Verſtändnis da⸗ 
für beizubringen, daß das von den Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften übernommene Niſiko einer vorzeitigen 
Fälligkeit eine Gegenleiſtung erfordert, die ſich in 
höheren Einzahlungen als bei der Sparkaſſe äußern 
muß. 

Wie groß die Anterſchiede in dem geſamten, 
Prämienaufwand bei den einzelnen Geſellſchaften 
unter Durchführung der Nettokoſtenberechnung ſind, 
zeigt die Gegenüberſtellung für die Verſicherung eines 
30jährigen — Kapital fällig beim Tod oder nach 
25 Jahren —, bei welcher zurzeit die Einzahlungen 
bei der teuerſten etwa 1600 ¼, bei der billigſten 
noch nicht einmal 1200 % pro Tauſend verſicherte 
Summe ausmachen. 
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Ich nehme an, daß der Leſer, der meinen Aus⸗ 
führungen über die einmalige Vermögensabgabe bis 
hierher aufmerkſam gefolgt iſt, annehmen wird, ich 
wollte mit meinen Darlegungen trotz mancher Be- 
denken für die Einführung dieſer Steuer plädieren. 
Aber ich habe bisher eine der wichtigſten Folgen 
der Einführung einer Vermögensabgabe noch nicht 
behandelt. Sie liegt auf volkswirtſchaftlichem Ge⸗ 
biet. Die Bedeutung der deutſchen Volkswirtſchaft 
beruht im weſentlichen auf dem hohen Maße der 
Produktivität und ganz beſonders in der dadurch 
bedingten Konkurrenzfähigkeit auf den fremden Ab⸗ 
ſatzmärkten. Dieſe hohe Produktivität kam vor dem 
Kriege auch gleichzeitig dem deutſchen Inlands⸗ 
verbrauch dadurch zugute, daß für den größten Teil 
der deutſchen Verbrauchsartikel die Warenpreiſe ent- 
weder abſolut niedrig waren, oder doch eine dauernd 
ſinkende Tendenz zeigten. Dieſe hohe Produktivität 
iſt nicht ganz mit Unrecht zu einem erheblichen Teil 
auf die Schulung der deutſchen Arbeiter und auf die 
hohe Entwicklung der deutſchen Technik zurückgeführt 
worden. Aber die Produktivität iſt durchaus nicht etwa 
nur, wie ich es hier neulich ſchon an anderer Stelle 
betont habe, ein techniſches Problem, das in der 
Hauptſache von Ingenieuren und Erfindern zu löſen 
iſt. Vielmehr iſt die Frage der Produktivität heut⸗ 
zutage in nicht geringem Maße ein kapitaliſtiſches 
Problem. Die Ausdehnung der Maſſenfabrikation, 
ebenſo wie die Ipezialifierte Fabrikation haben einen 
ſehr hoch entwickelten kapitaliſtiſchen Apparat zur 
Vorausſetzung. Die Maſſenfabrikation kann nur 
gedeihen, wenn ihr immer wieder neue Kapitals⸗ 
mengen zur Verfügung ſtehen. Und die ſpezialiſierte 
Fabrikation hängt zum großen Teil davon ab, 
daß für die Ausprobierung neuer Erfindungen und 
für die genaue Auskalkulierung der Fabrikate er⸗ 
hebliche Summen bereitgeſtellt werden können. Man 
denke nur einmal daran, wie viele Millionen oft 
von einzelnen Unternehmen, manchmal von mehreren 
Unternehmen derſelben Branche gemeinſam, für Berz 
ſuchszwecke zur Verfügung geſtellt wurden. Es ſind 
vielfach eigene Verſuchsgeſellſchaften, mit einem er⸗ 
heblichen Kapital ausgeſtattet, ins Leben gerufen 
worden, die Jahre lang neue Fabrikationsmethoden 
prüften, ehe das fertige Fabrikat nunmehr gegen 
alle Anfeindungen der Konkurrenz rechtlich und fome 
merziell unanfechtbar geworden — auf die Märkte 
hinausgelaſſen wurde. Auf ſolchen ſorgfältigen 
Verſuchen beruhten insbeſondere die großen Er⸗ 
folge in unſerer Elektrizitätsinduſtrie, auf dem 
Gebiete der komplizierteſten Feinmechanik und im 
Bereiche der chemiſchen Industrie. In der chemiſchen 
Induſtrie wurden oft bei der Herſtellung irgendwelcher 
Farbſtoffe oder Heilmittel Willionen vorher ver⸗ 
) Siehe Plutus: Seite 79, 93, 103, 129, 143, 
155, 169, 182, 199, 211, 224, 256, 273, 291 und 306 ff. 
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ausgabt, bis es gelang, brauchbare Erzeugniſſe her⸗ 
zuſtellen. 

enn man nun heute auf dem Wege einer 
einmaligen ſtarken Reichsvermögensabgabe dem deut⸗ 
ſchen Kapitalmarkt Milliarden entzieht, ſo kann es 
gar keinem Zweifel unterliegen, daß dadurch 
dieſe günſtigen Vorbedingungen für die Weiterent⸗ 
wicklung und den Wiederaufbau der deutſchen In⸗ 
duſtrie, wenn vielleicht nicht ganz aufgehoben, ſo 
doch mindeſtens ſtark vermindert werden. Wie im 
praktiſchen Falle die Durchführung dieſer Vermögens⸗ 
abgabe gedacht wird, ſteht noch nicht feſt. Aber um 
den Leſern die Wirkung ganz beſonders deutlich vor 
Augen zu führen, faſſen wir einmal eine beſonders 
rigorofe Durchführung ins Auge, bei der ſowohl 
das Vermögen der phyſiſchen wie auch das Vermögen 
der nicht phyſiſchen Perſonen beſteuert wird. Unter 
dieſer Vorausſetzung ſetzen wir den Fall einer Aktien⸗ 
geſellſchaft mit einem Kapital von 3 Mill. %, 
die beſonders gut proſperiert. Nehmen wir weiter 
den Fall an, daß dieſe Geſellſchaft, ſei es offen 
oder ſtill, eine Reſerve von 1 Mill. % angeſammelt, 
hat. Bei einer Vermögensabgabe von 33½ % würde 
dieſe Geſellſchaft ihre geſamte Neſerve verlieren. 
Wenn nun die Rejerven unſerer Aktiengeſellſchaften 
in irgendwelchen Werten außerhalb der eigenen Ge- 
ſchäftsunternehmung angelegt wären, ſo würde ja 
direkt eine Einwirkung auf die Unternehmen bei 
der Abgabe der Reſerven nicht zu verſpüren jein, 
Aber die Neſerven der Aktiengeſellſchaften wie über- 
haupt unſerer kaufmänniſchen und induſtriellen 
Unternehmungen ſind tatſächlich ſo zu begreifen, 
daß der Kapitalsbetrag, der auf der Paſſipſeite im 
Refervefondg- Konto gebunden und von der Gewinn 
verteilung ausgeſchloſſen iſt, ſich auf der Aktiv⸗ 
ſeite des Unternehmens in ihrem vollen Wert wieder- 
findet. Die Neſerven arbeiten alfo mit ganz wenigen 
Ausnahmen im eigenen Geſchäftsbetrieb. Deshalb 
arbeitet auch bei der oben bezeichneten Aktien- 
in dem Unternehmen nicht bloß das 
ſtatutenmäßig feſtgeſtellte Aktienkapital von 3 Mill. 
Mark, ſondern in Anbetracht der Neſerve von 1 Will. 
Mark, ein Geſamtkapital von 4 Mill. AM. Dieſes 
Geſamtkapital macht die Produktionskapazität des 
Unternehmens aus. Die Produktivität eines gh: kapi⸗ 
taliſierten Unternehmens kann man mit einem ge⸗ 
wiſſen Grad der Sicherheit ausdrücken durch das 
Verhältnis der Produktionskapazität, dargeſtellt 
durch das geſamte werbende Kapital zu dem, 
Kapital, das als Eigenkapital verzinſt werden 
muß. Eine Geſellſchaft mit großen offenen 
oder ſtillen Reſerven ift im deswillen konkurrenz⸗ 
fähiger, als eine weniger günſtig kapitaliſierte Ge⸗ 
ſellſchaft, weil ſie das, was ſie mit ihrem verhältnis⸗ 
mäßig großen werbenden und arbeitenden Kapital 
verdient, als Verzinſung auf ein viel kleineres Ka⸗ 
pital zu verteilen hat. Sie wird mithin in der Lage 


fein, ſchon bei geringen Verdienſten eine verhältnis⸗ 
mäßig hohe Verzinſung ihres Kapitals abzuwerfen, 
und je günſtiger ſich das Verhältnis vom Geſamt⸗ 
kapital zum verzinſenden Kapital geſtaltet, deſto öfter 
wird ſie das Stammkapital umſetzen, deſto mehr 
Gewinnüberſchuß wird fie als neue RNeſerve in 
neue Maſchinen und in die Verbeſſerung der 
Organiſation hineinſtecken können, und deſto 
ſtärker wird auch ihre techniſche Erzeugungsmöglich⸗ 
keit, mithin auch ihre techniſche Produktivität. Das 
alles vernichtet und vermindert man, wenn man einen 
Teil der Neſerven den Aktiengeſellſchaften fortnimmt. 

Man kann dagegen einwenden, daß eine Gejell- 
ſchaft, die bisher gewohnt war, mit einem hohen Ka⸗ 
pital zu arbeiten, im Falle der Vermögensabgabe 
ja nicht das Arbeitskapital einſchränken, ſondern es 
nur in der Weiſe ergänzen würde, daß ſie auf dem 
Wege des Kredits wieder in das Geſchäft hinein⸗ 
nimmt, was ſie durch die Verkürzung des Eigen⸗ 
kapitals infolge der Vermögensabgabe heraus⸗ 
nimmt. Sicher würden die Unternehmungen ſolche 
Verſuche machen, um ihre Produktivität nicht her» 
unterdrücken zu laſſen. Aber vorausgeſetzt, daß das 
in allen Fällen gelingt, fo bleibt doch dadurch nidi 
die kapitaliſtiſche Vorbedingung für die größere Pro— 
duktivität vollkommen unberührt. Nehmen wir ein⸗ 
mal an, eine Geſellſchaft, die ihre Reſerven in Höhe 
von 1 Will. Mark herausgeben mußte, würde ſich 
diefe Million durch Aufnahme einer Obligations⸗ 
anleihe in gleicher Höhe beſchaffen. Selbſt unter 
günſtigſten Verhältniſſen würde nach dem Kriege 
Verzinſung und Tilgung dieſer Obligationsanleihe 
jährlich etwa 6% erfordern. Die Geſellſchaft müßte 
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mithin in ferneren Jahren ſchon 60 000 % mehr 
verdienen, um die gleiche Verzinſung ihrem Aktien⸗ 


kapital wie bisher gewähren zu können. Denn vorher 


ſtand ihr die überzählige Willion zinslos zur Ver⸗ 
fügung. Dadurch wird die ganze Kalkulation des 
Unternehmens auf eine andere Baſis geſtellt. 


Nun ift ja allerdings feſtzuſtellen, daß die Ren⸗ 
tabilität einer Aktie, ſelbſt bei gleichbleibender Divi⸗ 
dende nichts Feſtſtehendes iſt. Denn ſie ergibt ſich ja 
erſt aus dem Verhältnis von Dividende zu Aktien- 
kurs. Man könnte daher einwenden, daß eine Geſell⸗ 
ſchaft, die urſprünglich 10% Dividende bei 3 Will. 
Aktienkapital und 1 Will. Neſerven verteilt hat und 
unter den veränderten Verhältniſſen nur noch 8%, 
Dividende zahlen kann, doch die gleiche Verzinſung 
ihren Aktionären dann gewährt, wenn, was ja nuna 
mehr wahrſcheinlicher wäre, der Aktienkurs, d. h. der 
Effektivwert der einzelnen Aktie fidh entſprechend 
niedriger ſtellen würde. Aber wenn in allen Branchen 
und bei allen Aktienunternehmungen die Verhältniſſe 
fih in gleicher Richtung bewegen würden, und wenn 
deshalb alle Aktienkurſe entſprechend zurückgingen, 
fo würde als Folge eine fo allgemeine Vermögens 
entwertung in Deutſchland entſtehen, daß dadurch 
allein, abgeſehen von ſonſtigen volkswirtſchaftlichen 
Umwälzungen, der Erfolg der Kapitalsabgabe an 
und für ſich in Frage geſtellt wäre. Denn mit dem 
Augenblick würde ja doch die Summe des Geſamt⸗ 
vermögens in Deutſchland, von dem die Vermögens⸗ 
abgabe anteilig erhoben werden ſoll, ſich weſentlich 
vermindert haben. l G. B. 


(Weitere Artikel folgen.) 


Revue der reſſe. 


Nach dem Vorgange Amerikas denkt man auch, 
wie der „Berliner Börſen⸗Courier“ 
(29. Oktober) mitteilt, an eine 


Verſtaatlichung der Eiſenbahnen in Frankreich, 
nachdem ſich dort gezeigt hat, daß das bisherige 
Syſtem der Privatbahn⸗Geſellſchaften den militä⸗ 
riſchen Intereſſen entgegenſtand, beſonders nach den 
unhaltbar gewordenen Erfahrungen der letzten Mos 
nate. So iſt denn ein neuer, freilich in der Gel» 
tung nur als „vorübergehend“ bezeichneter Geſetz⸗ 
entwurf ergangen, wonach der Winiſter der öffent- 
lichen Arbeiten und Transporte die Oberleitung 
über ſämtliche Eiſenbahnen erhalten ſoll. Neue Ta⸗ 


rije uſw. find beabſichtigt. Für Beſſerſtellung 
des Perſonals wird im Budget eine jährliche 
Mehrausgabe von 200 Will. Fr. vorgeſehen. 


Yves Guhot ſteht allerdings dieſen Beſtrebungen 
ſkeptiſch gegenüber mit der Bemerkung, daß Ame⸗ 
rika (Union) in den erſten ſechs Monaten der Ver⸗ 
ſtaatlichung gegen die gleiche Zeit des Vorjahres 
eine Mehrausgabe von 450 Mill. Fr. zu buchen 
habe, während der Gütertransport zurückgegangen 
und das Material ſchlechter ausgenutzt worden fei. — 


Unter dem Titel: 


Die Façon der Aktiengeſellſchaft 
behandelt der „Internationale Volkswirt“ 
(20. Oktober) mit Bezug auf ein detailliertes Bei⸗ 
ſpiel (Illaten⸗-Gründung einer A.⸗G. von 1 Will. 
Mark) die gegenwärtigen Koſten bei der Ents 
ſtehung dieſer Inſtitution. Der Aktienſtempel iſt 
immer teurer geworden, er ſtieg von 1% auf 5%, 
Eine Ausrechnung ergibt im obigen Beiſpiel mit 
allen Nebenkoſten die Summe von 58 287 Ab, fo daß 
die Gründung der A.⸗G. von vornherein 60% koſtet, 
ehe nur ein Pfennig verdient worden iſt. Weiterhin 
muß die Erſchwerung beachtet werden, daß die Grüns 
dung von U.G., über 300000 % an die Ronzeffion 
der Reichsbank geknüpft ift. Man fab fih als 
Folge davon nach A.-G. mit einem „leeren Ges 
wand“, mit Tapetenwert, um. Solche „leeren Ges 
wänder“ wurden vor dem Konzeſſionszwang nur an⸗ 
nähernd in Höhe des Aktienſtempels bezahlt, ſtiegen 
aber ſeitdem bedeutend im Werte, da ja eine bes 
queme Umgehung der Konzeſſionspflicht damit ver⸗ 
bunden war. Da hat man denn, nach dem Vorgehen 
der „Frankfurter Zeitung“, die Behörden gegen dieſen 


ſchwunghaften, das Anſehen der Behörden ſchädigen⸗ 
den Handel aufmerkſam gemacht, und es ſteht nun 
zu erwarten, daß das Veichsſchatzamt die nötigen 
Gegenmaßregeln treffen wird. Wie man hört, ſoll 
reichsgeſetzlich beabſichtigt ſein, die Aenderung des 
Zwecks einer A.⸗G. dem Konzeſſionszwang zu unters 
ſtellen, was trotz der guten Abſicht doch auch wie⸗ 
der feine Bedenken habe, da infolgedeſſen auch tegi- 
time Aenderungen auf Gnade und Ungnade der Ent- 
ſcheidung der Reichsbank ausgeliefert werden. — 
Ueber den 

Stand der Normaliſierungs⸗ und Spezialiſterungs⸗ 

fragen 
ſpricht die amtliche Ausgabe des „Kriegsamt“ Nr. 
64 (26. Oktober). Es wird auf die großen Anforde⸗ 
rungen an die Juduſtrie bei der Beſchaffung des 
Heeresbedarfs hingewieſen, ſowie auf die Beſtre⸗ 
bungen, insbeſondere die Grundelemente fabrikato⸗ 
riſcher Herſtellung zur Normaliſierung und ſomit 
zu einer billigeren Herſtellung zu gelangen. Folge⸗ 
richtig entſtand daraus das Streben nach Speziali⸗ 
ſierung einzelner Fabrikationszweige und endlich 
nach Typiſierung beſtimmter Erzeugniſſe. Für die 
wirtſchaftliche Bearbeitung der hierbei entſtehen⸗ 
den komplizierten Fragen iſt auf Veranlaſſung des 
Reichswirtſchaftsamts der Ausſchuß für wirt- 
ſchaftliche Fertigung, ſowie ein Normenaus⸗ 
ſchuß der deutſchen Induſtrie“ (beide: Berlin, Som⸗ 
merſtraße 4a) gegründet worden. Man folgte damit 
einer Bewegung, die bereits ſeit Jahren in Eng⸗ 
land und Amerika wichtige Erfolge erzielt hat. Es 
muß nun eine Aufgabe der deutſchen Induſtrie 
ſein, mit dieſen Erfolgen gleichen Schritt zu hal⸗ 
ten, was nur dann gewährleiſtet werden könnte, 
wenn die Durchführung der Aufgabe nicht ins Ufer- 
loſe gerät. Durch rechtzeitige Normenüberwachung, 
wozu der Verfaſſer entſprechende Vorſchläge macht, 
kann die deutſche Induſtrie vor ſchweren Schädi⸗ 
gungen bewahrt werden. — Auf die Niifere, der 
arbeitsloſe Frauen 

bei der kommenden Demobiliſierung ausgeſetzt ſein 
werden, macht Dr. Marie Elifabeth Lüders 
in der „Nordd. Allg. Ztg.“ (26. Oktober) nicht 
grundlos aufmerkſam, zumal eine beſchleunigte 
Durchführung beabſichtigt wird. Zahlreiche Arbeits⸗ 
kräfte werden frei werden und einer i unge⸗ 
wiſſen Zukunft, auch in moraliſcher Beziehung, 
entgegengehen. Aber man kann vorbeugend ſoziale 
Geſichtspunkte entwickeln, die dem kommenden Elend 
die Spitze abbrechen ſollen. Die Verfaſſerin ſchlägt 
vier Punkte zur Durchführung ihres „Programms 
vor. Es ſollen nämlich die Betriebe angewieſen 
werden: 1) zuerſt die Jugendlichen zu ent⸗ 
laffen, ſoweit fie in ihre Familie zurückkehren 
oder in geordnete Lehre übertreten können; 2) Orts⸗ 
fremde Verheiratete und ebenſolche Le⸗ 
dige, die ohne weiteres nach Hauſe oder durch 
Vermittlung des zuſtändigen Arbeitsnachweiſes in 
die Heimat in Arbeit zurückkehren können. Später 
erſt wären 3) die An geſeſſenen, Verheig 
rateten und Ledigen zu entlaſſen und 


unter dieſen zuletzt 4) diejenigen, die durch 
die Entlaſſung tatſächlich arbeits⸗ und 
ſubſiſtenzlos werden. Natürlich muß es den 
Betrieben unbenommen ſein, aus allen Kategorien 
— ſoweit dieſe es wünſchen — ſolche Perſonen zu⸗ 
rückzubehalten, die durch beſondere ſachliche Eignung 
für den Betrieb vornehmlich wertvoll ſind. Ganz be⸗ 
ſonders zu beachten aber wäre noch die in England 
übliche Anweiſung an die Betriebe, keine Entlaſ⸗ 
jungen in größerem Umfange vorzunehmen, bevor 
nicht für die Belegſchaft des geſamten Betriebes die 
Arbeitszeit für alle Perſonen auf eine beſtimmte 
Stundenanzahl herabgeſetzt iſt. Mit der Durch⸗ 
führung dieſer Aufgabe möge der „Nationale Aus⸗ 
ſchuß für Frauenarbeit im Kriege“ betraut werden. 
In einer Erwiderung auf einen Aufſatz des 
Geh. Regierungsrats Prof. Dr. Tönnies (N. A. 
3. 7. September d. J.): 


Lohnzahlung ohne Bargeld 


ſchreibt Fritz Großmann - Hannover in der 
„Nordd. Allgem. Ztg.“ (1. November), daß 
Prof. Tönnies in dieſer Frage ſicher von irrtümlichen 
Vorausſetzungen ausgehe, ſoweit die eigenen Kon- 
ſumgenoſſenſchaften der Arbeiter betrachtet werden. 
Ihre „kapitaliſtiſche Natur“ ſei unzweifelhaft erwie⸗ 
jen. Das Anwachſen zu Nieſenbetrieben habe jedes 
gegenſeitige Verhältnis zwiſchen den Mitgliedern 
aufgehoben. Die Konſumvereine arbeiten im Durch⸗ 
ſchnitt mit fo großen Preisaufſchlägen (rund 30%), 
wie fie bei einem Privatbetrieb kaum vorkommen. 
Andererſeits lege man großen Wert auf die Schaf⸗ 
fung von Neſervefonds, die 1917 bei den Zentral⸗ 
verbandsvereinen 89,2 v. H. des Genoſſenſchafts⸗ 
kapitals betragen. Das gleiche kapitaliſtiſche 
Syſtem herrſche in der Großeinkaufsgeſellſchaft deut⸗ 
ſcher Konſumvereine; während z. B. der erzielte 
Reingewinn 1913 nur 0,4% betrug, wuchs er 1916 
auf 147,4% an, um dann allerdings 1917 auf 
72,2% zu ſinken. Die Neſerven betragen hier mehr 
als 200% des eingezahlten Kapitals. Schon dieſer 
Umſtand zeige die irrige Vorausſetzung Prof. Tön⸗ 
nies, und ſein Vorſchlag werde noch weniger aus⸗ 
führbar, wenn man auf die finanzielle Struktur 
der Konſumvereine eingehe. Für 1917 weiſen ſämt⸗ 
liche Zentralverbandsvereine aus: Eigenes Kapital: 
8 070 171 Mk. Fremdes Kapital: 191 353 074 Mk. 
Der Tönniesſche Vorſchlag dürfte nach der An⸗ 
ſicht Großmann vor allem aber daran ſcheitern, daß 
die Arbeitgeber ihm nicht folgen werden, da 
fie abſolut kein Intereſſe an der Stärkung der Ar⸗ 
beiterkonſumvereine hätten, ſie im Gegenteil ſcharf 
bekämpften. So ſei es, ganz abgeſehen von der 
ſchwierigen Rechtsfrage, ob eine Lohnüberweiſung 
überhaupt geſetzlich zuläſſig iſt, klar, daß der Tön⸗ 
niesſche Vorſchlag, ſo wie er gedacht iſt, nicht aus⸗ 
geführt werden könne. — Der Krieg und die Zurück⸗ 
führung in die Friedenswirtſchaft werfen oft eigen⸗ 
artige Probleme auf. Dazu gehören, wie Dr. Mar⸗ 
tin Friedländer im „Berliner Börſen⸗ 
Courier“ (31. Oktober) ſchreibt, 


die „Amſtellungskonten“ in der Steuerpraxis. 


Man findet bet fait allen Aktiengeſellſchaften in' 
den Bilanzen Konten, die fidh als Reſerven für 
den Wiederaufbau des Friedensgeſchäfts oder ähn⸗ 
lich bezeichnen. Bei näherer Prüfung erkennt man. 
zwei Formen ſolcher Umſtellungskonten: 1. Das 
Konto für die Zurückführung der Produktionsmittel 
auf den Friedensſtand; 2. das Konto für den 
Wiederaufbau des Friedensgeſchäfts. Beide pflegen 
in einem Poſten vereinigt zu ſein. Für dieſe 
Konten wird in den beteiligten Kreiſen die 
Steuerfreiheit in Anſpruch genommen, da 
man fie nicht als echte Veſerven, ſondern als Aus⸗ 
gleichspoſten für die beſonderen Niſiken der Kriegs⸗ 
und Uebergangszeit anſieht. Dieſe Auffaſſung teilen 
aber bis jetzt nicht die Steuerbehörden, und zwar 
unter Berufung auf die ſtändige Nechtſprechung 
der oberen Verwaltungsgerichte. Hier macht nun 
Dr. Friedländer auf die beſonderen, durch die Kriegs⸗ 
verhältniſſe bedingte Natur dieſer Konten im Gegen— 
ja zu den entſchiedenen Fällen „vor“ dem Kriege 
aufmerkſam und betont, daß nicht nur ein wirt— 
ſchaftlicher Zwang vorliegt; denn nach Kriegsende 
folgen notwendig die Zeit des Wiedererſetzens, 
des Erneuerns, des Wiederaufbaues. Dieſe Nots 
wendigkeit aber laſte ſchon jetzt auf dem geſamten 
deutſchen Wirtſchaftsleben, ſie ſtelle offenbar eine 
gegenwärtige Wertminderung der Unternehmungen 
dar. Es handele ſich um ſchon jetzt begründete 
Schulden des Unternehmens. Aus Gründen der 
Billigkeit und der rechtmäßigen Praxis ſollten die 


Verwaltungsgerichte und der neue Reichsfinanz⸗ 
hof ſich der geäußerten Anſicht anſchließen. — 
Auf die 


wirtſchaftliche Wirkung des Selbſtbeſtimmungsrechts 
macht Hofrat Prof. Dr. Joſef Grunzel im öfter- 
reichiſchen „Handels muſeum“ (17. Oktober) mit 
bezug auf die Umgeftaltung, die Teilung Heſterreichs 
aufmerkfam. Es fei damit zu rechnen, daß das 
ſtarke Anſchwellen des Nationalismus eine Auf— 
teilung des bisher ſo ziemlich einheitlich erhaltenen 
Wirtſchaftsgebietes mit ſich bringt, und weiterhin 
mit einer Gliederung in kleine Gebiete, wenn formell 
die Einheitlichkeit des heutigen Zollgebietes er— 
halten bleibt; denn Schutzpolftik fei nicht gleich, 
bedeutend mit Schutzzollpolitik, die fogar jede 
private Vereinigung betreiben könne, wie das vor 
dem Kriege ſchon die Schaffung der nationalen 
Handelsmarke (in Irland) gezeigt habe. Wäh⸗ 
rend des Kriegeslſeien weitere nationale Kollektivmar⸗ 
ken entſtanden, ſo in Frankreich (Unis⸗France), den 
Vereinigten Staaten (Made in U. S. A.), den Nieder- 
landen und in der Schweiz. Der Schutz ift aber 
noch keine Abſperrung, und man brauche nicht zu 
fürchten, daß irgendeine Nation etwa eine chineſiſche 
Mauer um Heſterreich aufführen könne. Bei der 
neuen Entſtehung der Teilgebiete ſind allerdings 
Verſchiebungen nicht zu vermeiden. Aber die natio= 
naliſtiſche Woge fei im Anſteigen und wird zunächſt 
zu einer Ueberſpannung, dann aber zur Reaktion 
führen. Doch möge man auf dieſen Selbſtheilungs⸗ 
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prozeß nicht erſt warten, vielmehr die Schlagworte 
von jenen Feldern abhalten, auf denen fie Der- 
heerend wirken können. Manches gemeinſame, nicht 
überlebte Band ſollte aus dem alten in das neue 
Oeſterreich hinübergerettet werden. Auch im Kon- 
kurrenzkampfe auf dem Weltmarkt mache die Ver⸗ 
einigung ſtärker als die Vereinzelung. 


Umschau. 


Mir wird geschrieben: In 

Friedenszeiten war es 
wohl allgemein üblich, dass 
dem Bankkunden, der ein Scheckguthaben besass, noch 
am Tage der Einlösung von der Bank ein Brief geschrieben 
wurde, wenn ein von ihm ausgestellter Scheck zur Ein- 
lösung präsentiert worden war. Ein, spätestens zwei Tage 
nach erfolgter Einlösung war soweit der Scheck-Aussteller 
stets davon unterrichtet, wenn seine Ziebungen auf die 
Bank erledigt waren. Dieses System verdiente m, E. vor 
dem englischen den Vorteil. Dort wird zumeist der 
Kunde nicht täglich von Vorkommnissen seiner Schecks 
benachrichtigt, sondern erhält nach Ablauf bestimmter 
Zeitabschnitte, etwa am Ende des Monais seine eingelösten 
Schecks gebündelt zugestellt. Nun haben aber im Kriege, 
als Personaleinziehupgen und andere Erschwerungen des 
Geschäftsbetriebes eine Vereinfachung der Geschäftsführung 
forderten, die meisten Bauken aufgehört, ihre Kunden in 
der früher gewohnten Weise von der Einlösung von 
Schecks zu benachrichtigen. Ich halte den hierdurch sich 
ergebenden Zustand für nicht unbedenklich. Es wird 
nämlich dadurch etwaigen Scheckfälschungen das Gelingen 
bedeutend erleichtert. Es kann bei nachlässig ausge- 
schriebenen Schecks zweifellos hier und da vorkommen, 
dass sie beim Weilerbegeben auf eine höhere Ziffer ge- 
schickt gefälscht werden. Die Bank wird, wenn sie die 
Fälschung nicht erkennt und kein Avis des Schecks vor- 
liegt — was bei Privatkunden meistens der Fallsein wird — 
und wenn der Konto-Stand des Scheckausstellers die 
Zahlung zulässt, den Betrag ruhig auszahlen, Der Ge- 
schädigte aber wird erst am Halbjahresschluss, wenn ihm 
sein Kontoauszug zugeht, ersehen können, was passiert 
ist, Dann wird natürlich čie Feststellung des Täters, der 
ja nicht der direkte Empfänger des Schecks zu sein 
braucht, sondern jemand, dem dieser Scheck zediert 
worden war, oder wieder dessen Angestellter, Kassenbote 
usw. sein kann, und vielleicht also längst über alle Berge 
ist, nur sehr schwer oder gar nicht mehr möglich sein. 
Anders, wenn der Scheckaussteller bereits am Tage nach 
der Einlösung des Schecks die richtige Präsentierung und 
Einlösung kontrollieren kann. Dann kann, sollte eine 
Fälschung vorliegen, sogleich die Ermittlung auf der 
frischen Spur einsetzen. Ich habe einen recht umfang- 
reichen Scheckverkehr. Vielfach gehen die von mir aus- 
gestellten Schecks durch zwei oder drei Hände. Da 
wurde ich ein unbehagliches Gefühl so lange nicht los, 
bis ich nach Rücksprache mit meiner Depositenkasse er- 
reicht hatte, dass man mir wieder regelmässig die Benach- 
richtigungen von Scheck-Einlösungen zugehen liess, — 
Eigentlich sollten auch die Banken ein Inieresse daran 
haben, dass ihre Kunden auf dem Laufenden über die 


Benachrichtigung von der 
Scheck-Einlösung. 


Einlösung ihrer Schecks gehalten werden. Denn ich 
halte es für recht wahrscheinlich, dass — wenn nicht 
durch nachlässige Scheckausstellung die Fälschung be- 
günstigt wird und so Verschulden des Kunden anzunehmen 
ist, — für gefälschte Schecks, die ohne weiteres von der 
Bank honoriert werden, mit dem Betrag, um den die 
Summe des eingelösten Schecks die ursprüngliche Ziehung 
des berechtigten Konto-Iuhabers übersteigt, die Bank zu 
haften hat. Zum mindesten ist jedoch die Rechtslage so» 
dass die Bank mit einem erheblichen Risiko belastet ist. 
Wo es sich mit dem zusammengeschrumpften Personal 
irgend vereinbaren lässt und wo die Kunden die kleinen 
hierdurch entstehenden Portokosten nicht scheuen, sollte 
man m. E. ruhig wieder zu dem Modus der Belastungs- 
Anzeige an den Kunden sogleich nach Einlösung des 
Schecks zurückkehren.“ 


Man schreibt mir: „Der 
Krieg hat die Aufmerk- 
samkeit von der Ent- 
wicklung des amerikanischen Trustwesens abgelenkt. Diese 
Unaufmerksamkeit für dieses wichtige Gebiet ist nicht 
angebracht; denn gerade nach dem Kriege werden die 
grossen amerikanischen Trusts mehr als je auch ausser- 
halb der Vereinigten Staaten von sich reden machen; 
die Eroberung der Weltmärkte ist‘ fraglos eines der 
wichtigsten amerikanischen Kriegsziele, und dass dabei 
die grossen Trusts eine sehr wichtige Rolle spielen werden, 
liegt auf der Hand. Wie verhält sich die Regierung 
diesen Dingen gegenüber, wo sie doch an und für sich 
monopolartige Trusts auf Grund des Sherman-Gesetzes 
bekämpfen muss? Da ist von besonderem Interesse eine 
Abmachung, die kürzlich zwischen der Regierung und der 
International Harvester Co. getroffen wurde. Diese 
Gesellschaft, die grösste Erntemaschinenfabrik der Welt, 
hatte bisher nicht nur eine monopolartige Stellung im 
Innern, sondern war gleichzeitig eine derjenigen ameri- 
kanischen Gesellschaften, die schon im Frieden überall 
im Auslande ganz gewaltige Interessen hatten, namentlich 
in Russland, aber auch in Deutschland, Oesterreich- 
Ungarn, Rumänien usw. Nun schwebt gegen die Gesell- 
schaft seit einer Reihe von Jahren ein Auflösungsver- 
fahren, das unter anderen Verhältnissen vermutlich erst 
nach Jahr und Tag entschieden worden wäre. Schon 
früher halte das Unternehmen, um seinen Stand vor 
Gericht zu erleichtern, seine ausländischen Interessen 
abgezweigt und in eine eigene Gesellschaft eingebracht, 
dagegen ihre amerikanischen Interessen in unveränderter 
Weise fortgeführt. Sie hat nun die Entscheidung des 
höchsten Gerichts nicht abgewartet, sondern sich mit der 
Regierung gütlich vereinbart. Diese Vereinbarung ist 
höchst bezeichnend für die Art, wie die amerikanische 
Regierung über die Trusts denkt. Die Gesellschaft hat 
sich nämlich dazu verstanden, eine ihrer amerikanischen 
Fabriken abzustossen, um dadurch die Monopolstellung 
im Innern abzubauen. Dagegen wird sie, und das ist 
äusserst wichtig, ibre ausländischen, wie schon erwähnt 
früher abgetrennten Interessen wieder in sich aufnehmen. 
Mit andern Worten: Die Regierung hat nichts dagegen, 
dass amerikanische Gesellschaften auf dem Weltmarkt 
eine ausschlaggebende trustartige Stellung sich verschaffen, 


Neues vom amerikanischen 
Trustwesen. 


sofern nur im Innern keine Monopole bestehen. Unier 
diesem Gesichtspunkt sind ja bekanntlich gewaltige 
grosse Gesellschaften jetzt im Kriege gegründet worden, 
wie vor allem die American International Corporation, 
Dass eine monopolartige Stellung einer Gesellschaft auch 
im Aussenhandel nicht mit dem Wortlaut des Sherman- 
Gesetzes übereinstimmt, ist der amerikanischen Regierung 
bei der Verfolgung ihrer Pläne gleichgültig. — Erwähnt 
sei, dass jetzt noch zwei grosse Trustprozesse schweben, 
der eine, der die Auflösung der United States Sieel 
Corporation und der andere, der ähnliches von den 
Anthracitkohlengesellschaften verlangt. Diese Prozesse 
werden vermutlich vor Gericht ausgetragen werden, wobei 
aber zu bemerken ist, dass seit Erhebung des Prozesses 
der Stahltrust seine monopolähnliche Stellung bis zu 
einem gewissen Grade verloren hat durch das Auf- 
kommen ausserordentlich mächtiger Konkurrenzfirmen, 
wie vor allem der Bethlehem Steel Corporation, 
die heute, abgesehen von allen ihren andern Werkstätten, 
auch die grösste Schiffsbaugesellschaft in den Vereinigten 
Staaten ist und 130 000 Arbeiter beschäftigt gegen 15 000 
bei Ausbruch des Krieges. — Während das Interesse an 
der Verfolgung dieses Trusts stark abgenommen hatı 
wird jetzt eine umso stärkere Agitation gegen eine andere, 
bisher verschente Branche angefacht: Die grosse Chicagoer 
Fleischwarenindustrie. Dass man gegen diese auf 
Grund der Sherman-Akte nicht vorgegangen ist, erklärt 
sich wohl daraus, dass ihre monopolartige Stellung nicht 
in den Händen einer einzigen Firma, sondern von fünf 
getrennten Firmen sich befindet (Swift & Co., Armour 
& Co., Cudaky Paking Co., Morris & Co., Wilson & Co.), 
dass also die formalen Voraussetzungen der Antitrust- 
gesetzgebung nicht vorhanden sind. Sonst hätte man sie 
wohl schon seit langem vorgenommen; denn diese Packer- 
firmen, wie man sie in Amerika nennt, sind ausser- 
ordentlich unpopulär nicht nur durch den Roman des 
Herrn Upton Sinclair, sondern auch durch ihre Stellung 
zwischen Produzenten und Konsumenten, die beide alles 
Schlechte auf die Fleischwarenindustrie schieben. Die 
Farmer behaupten, dass durch diese grossen Firmen die 
Viehpreise willkürlich gedrückt werden, während die 
Konsumenten sie für jede Verteuerung verantwortlich 
machen. Nun greift in einem aufsehenerregenden Bericht 
an Präsident Wilson die Bundeshandelskommission 
(Federal Trade Commission) in diese Angelegenheit ein, 
indem sie auf Grund angestellter Untersuchungen den 
5 Firmen alles Schlechte vorwirft. Sie hätten nicht 


nur die Viehpreise manipuliert, die Nahrungsmittelver- 
sorgung der Bevölkerung erschwert, eine wirksame 


Konkurrenz unterbunden, sondern darüber hinaa sich 
allerhand Privilegien bei den Bahnen, Gemeinden usw. 
erpresst und durch Bestechung und Korruption ihre Ziele 
erreicht. Vor allem aber hätten sie strafbare Kriegs- 
gewinne erzielt. (Im Durchschnitt der letzten Jahre 47 
Millionen Dollars gegen 15 Mill. im Frieden). Daneben 
macht ihnen die Kommission merkwürdigerweise noch 
den Vorwurf, dass diese Gesellschaften schon seit Gene- 
rationen sich in den Händen derselben Familien befänden- 
Zum Schluss verlangt die Kommission die Uebernahme 
der gesamten Industrie durch den Bund, Ob diese 
aber erfolgt, ist zweifelhaft. Denn in Amerika ist die 
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Furcht vor einer Ueberhandnahme des Staatssozialismus 
bei vielen sehr gross. Man weist darauf hin, dass durch 
die staatliche Uebernahme der Bahven, Telegraphenlinien 
und vieler anderer Dinge ohnehin die Entwicklung zu 
sehr an Preussen erinnere. Die Packer selbst verwahren 
sich ganz entschieden gegen die Vorwürfe und machen 
dabei die interessante Mitteilung, dass ihre grossen 
Gewinne relativ sehr gering gewesen seien; denn sie 
hätten in den letzten drei Jahren nicht weniger als 4500 
Millionen Dollars, also eine geradezu ungeheure Summe, 
umgesetzt und dabei namentlich an den Nebenprodukten 
und weniger an dem Fleisch selbst verdient. Insgesamt 
sei aber ihr Verdienst verhältnismässig äusserst gering. 
Man wird auch diese Angelegenheit, den Streit um den 
Staatssozialismus, mit Aufmerksamkeit weiter verfolgen 
müssen.“ 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die höchst une: freulichen Erscheinungen am heimischen 
Geldmarkt standen — neben der Diskussion über die 
die aussen- und innenpolitischen trüben Ereignisse — 
zur Zeit der Monatswenie im Vordergrund der Diskussion- 
Die schon seit langem vorhandene Zahlungsmitttelknapp- 
heit hat sich zu einer schweren Zahlungsmittelnot 
ausgewachsen, die in ihren weitgehenden Ausstrahlungen 
naturgemäss stark dazu beigetragen hat, die misstrauische und 
kopfscheue Stimmung weiter Volkskreise noch zu ver- 
schlechtern. Schon der Quartalstermin brachle eine un- 
gemein starke Anspannung der Reichsbank als Abschluss 
eines Vierteljahres, in dem die Bank die Summe von fast 
4 Milliarden &, an neuen Zahlungsmitteln hatte in den 
Verkehr geben müssen. Die dem Quartalsschluss folgen- 
den Wochen brachten nicht nur die üblichen Rückflüsse 
nicht, sondern zeitigten unvorhergesehene und kaum zu 
bewältigende neue Ansprüche. In den ersten drei Oktober- 
wochen wurden dem Institut weitere 1493 Mill. # 
Zahlungsmittel entzogen. Diese riesenhaften Anforderungen 
trafen die Reichsbank völlig unzureichend gerüstet. Der 
Mangel an sofort bereit zu stellenden neuen Zahlungs- 
mitteln wurde vom Präsidenten Havenstein mit der Ein- 
berufung zahlreicher Arbeiter und der gleichzeitigen Er- 
krankung an der Grippe eines bedeutenden Teiles des 
noch vorhandenen Personals entschuldigt. In Bank- und 
Börsenkreisen ist man diesen Erklärungen gegenüber — 
und wie uns scheint mit vollem Recht — der Ansicht, 
dass es einfach unverständlich sei, wie sich die Reichsbank 
von den Ereignissen so völlig habe überraschen lassen 
können. Der gleiche unkritische Optimismus, der in unseren 
höchsten militärischen Kreisen bis vor kurzem noch geherrscht 
hat, scheint auch die Bank daran gehindert zu haben, 
sich rechtzeitig für den — im Kriege niemals unwahr- 
scheinlichen — Fall eines krisenhaft verstärkten Zahlungs- 
mittelbedarfes grosse Reserveposten an Notenformularen 
zu halten, die jederzeit — etwa nur noch nach einer Ab- 
stempelung — in den Verkehr gegeben werden konnten. 
So wie es jetzt geschah, durfte man auf keinen Fall die 
Dinge an sich herankommen lassen, 

Der Zerfall Oesterreich - Ungarns in eine 
Reihe national mehr oder minder geschlossener Einzel- 
staaten ist selbstverständlich von der deutschen Kapitalisten- 


war es die durch die Verurteilung zur politischen Macht- 
losigkeit bedingte militärische Schwächung, die — vor dem 
Sonderfriedensschritt der Habsburger bereits — seine zu- 
künftige bundesgenössische Hilfe als nicht mehr sehr wertvoll 
erscheinen lassen musste. Dann aber waren es Sorgen 
finanzieller Art, die die Katastrophe der Donaumonarchie 
auslösten. Es sind in Deutschland erhebliche Beträge 
der Österreichischen und ungarischen Anleihen placiert 
worden, die in Friedenszeilen vom Rothschild-Konsortium 
hier zur Zeichnung aufgelegt worden waren, Auch an 
den Kriegsanleihen beider Staaten der Monarchie hat man 
sich hier mit Zeichnungen — allerdings nicht in dem 
gleichen Umfang — beteiligt. Jedenfalls ist ein ganz 
bedeutendes rein finanzielles Interesse des deutschen 
Publikums und der Bankwelt — ganz abgesehen von den 
engen Handelsbezichungen — an Oesterreich-Ungarn vor- 
handen. -Nun aber erklären die neuen tschechischen und 
slawischen Gebilde, die sich auf der Trümmerstätte des 
Reiches der Habsburger ihr Haus zimmern, dass sie nicht 


daran dächten, sich von vorneherein mit der Hypothek 
der Österreichischen Staatsschulden zu belasten und dass 
sie folglich keinen Anteil davon zu übernehmen gedächten. 
Völkerrechtlich betrachtet wäre dies ein Vorgehen, 
das in schroffem Widerspruch zu den geltenden Be- 
stimmungen und Anschauungen stünde. Es kommt 
jedoch hier nicht so sehr auf die Rechtslage an, 
sondern darauf, ob jemand vorhanden ist, der die Absicht 
welt mit grossen Besorgnissen beobachtet worden. Einmal 
hat und vor allem auch die Macht besitzt, dem geltenden 
Völkerrecht Achtung zu verschaffen. Allzugross ist nun 
das Interesse der Entente zweifellos nicht daran, Deutsch- 
land, dem Hauptgläubiger Oesterreichs bei der Wahr- 
nahme seiner Finanzangelegenheiten und der Sicherung 
seiner Zinsen und Kapitalien behilflich zu sein Allein 


schliesslich sind auch in den neutralen Staaten und — 
allerdings keine sehr grossen Beträge — in einzelnen 
Ententeländern Österreichische Werte untergebracht, so- 
dass der Interessentenkreis denn doch über die Grenzen 
des Deutschen Reiches hinausgeht und anzunehmen ist, 
dass das letzte Wort über die Verteilung der Schuldenlast 
des alten Oesterreich auf dem Friedenskongresse gesprochen 
werden wird. Jedenfalls können die neu entstehenden 
deutsch-österreichischen Staaten nicht die gesamte Last 
übernehmen Sie werden ohnehin an dem rechtmässig 
auf sie entfallenden Anteil schwer genug zu tragen haben, 
— Es taucht dann weiter die Frage auf, ob die neuen 
Staatengebilde an der alten gemeinsamen Währung fest- 
halten werden, oder ob nun in kurzer Zeit dort unten 
neben der Krone noch tschechische, jugoslavische 
und womöglich auch ungarische eigene Währungsmünzen 
auf dem Plan erscheinen werden. Ueberhaupt gebiert die 
Neuformung der Dinge in Wien, Budapest, Prag und 
Agram eine Fülle von wirtschaftlichen und finanziellen 
Problemen auch für uns, die man natürlich aber erst dann 
für kritische Betrachlungen zu gliedern und ordnen be- 
ginnen kann, wenn aus dem brodelnden Chaos dort sich 
fest abgegrenzte und anerkannte Staatswesen herausgebildet 
haben. — Heute wird man nur die Frage aufwerfen 
können, ob für uns in Berlin noch länger ein Anlass vor- 
liegt, die Devise Wien auf der von uns festgesetzten Note 
zu belassen oder ob man auch hier nunmehr den Dingen 
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Plutus-Merkiafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


F. P., Sächsische Gussstahlfabrik Döblen, 
Maschinenfabrik Schiess, Stettiner 
Elektrizitätswerke, 


Mittwoch, 
6. November 


Donnerstag, | Iconage-Bericht. — Bankausweise London, 
7. November 


Paris. — G.-V. Rheinische Stahlwerke. 
Freitag, 


8. November 


Bankausweis New York. — G.-V., Zucker- 
fabrik Bennigsen, Schlossfabrik Schulte 
b. Velbert, Porzellan‘abrik Königszelt, 
Porzellanfabrik Lorenz Hutschenreuther, 
Moritz Ribbert Akt.-Ges. Hohenlimburg, 
Lech Eiektrizitätswerke, Schiffswerft 
und Maschinenfabrik Hansa. — Schluss 
der Einreichungsfrist Aktien Dollfus- 
Mieg & Co., Aktien Chemische Fabrik 
Heinrichshall, Schluss des Bezugsrechts 
Düsseldorf- Ratinger Maschinen- und 
Apparatebau. 

Reichsbankausweis. — G. -V. Deutsche 
Gasglühlicht-Ges. Auer, Brauerei Gebr. 
Dieterich, Zittauer Maschinenfabrik, 
Obelschlesische Sprengstoff-Akt.-Ges., 
Creditanstalt für Industrie und Handel 
in Lig. — Schluss der Umtauschfrist 
Aktien Baumwollspinnerei Uerdingen 
und Baumwollspinnerei Rote Erde. 

@.-V.:Gasmotorenfabrık Deutz, Maschinen- 

fabrik Baum, Maschinenbau - Anstalt 

Humboldt, Nähmaschinenfabrik Adolf 

Koch, Schwelmer Eisenwerk Müller 

& Co., Capito & Klein, Kammgarn- 

spinnerei Meerane. 


@.-V.: Carlshütie Akt.-Ges., Staatberger 
Hütte, Neuwalzwerk Bösperde. — 
Schluss des Bezugsrechts Norddeutsche 
Gummi- und Guttaperchawarenfabriken. 

Ironage-Bericht. — Bankaus weise London, 
Paris. — @.-V.: Harkorische Berg- 
werke und Chemische Fabriken, West- 
fälische Eisen- und Drahtwerke, Säch- 
sische Webstuhlfabrik Schönherr Chem- 
nitz, Augsburger Buntweberei Riedinger, 
Dörstewitz - Rattmannsdorfer Braun- 
kohlen-Industrie-Gesellschaft,Stublfabrik 
Gossenthin, Superphosphatfabrik Nor- 
denham, Elektrizitäts-Akt.-Ges. Poege. 


S ee 
@.-V.: Mühiheimer Bank, Duxer Kohlen- 
verein, Consolidirtes Braunkohlenberg- 


Sonnabend, 
9, November 


Montag, 
11. November 


Dienstag, 
12. November 


Mittwoch, 
13. November 


Donnerstag, 
14. November 


——o 


Freitag, werk Marie, Neu-Grunewald Akl.-Ges. 
15. November für Grundstücksverwertung. — Schluss 
£ der Umtauschfrist Aktien Vereinsbank 

Kiel. 


en 

Bankausweıs New York. — @.- P., Schie- 
sische Handelsbank, Reiberstieg-Schiffs- 
werft, Hermannmühlen, Schlesische 
Cellulose- und Papierfabriken Akt.-Ges., 
Strube Maschinen- und Armaturenfabrik, 
Tuchfabrik Aachen. 


Sonnabend, 
16. November 


Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle ttir ihn 
ihnen 1 kommenden Woche Aufschluss, u. we 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Mar ago, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner Anden die ee a 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden, agen 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich suf den Tax genau nicht bestimmen 
lassen. 


Reichsbankausweis. — G.-V.: Braun- 
koblengrube Leonhardt, Braunkohlen- 
Akt.- Ges. Vereinsglück Meuselwitz, 
Ver. Press- und Hammerwerke Dahl- 
hausen, Brauerei Binding Frankfurt a. M., 
Panzer Akt.-Ges. 


@.-V.: Niederschlesische Elektrizität- und 
Kleinbabn-Ges., Kulmbacher Rizzibräu, 
Archimedes Akt.- Ges., Akt.-Ges. tür 
Fabrikation von Eisenbahnmaterial 
Görlitz, Vereinigte Zellstoff- Industrie 
Dresden. 


Montag, 
18. November 


Dienstag, 
19. November 


Verlosungen: 

10. November: 2% Freiburger Staats- 
bank 100 Fr. (1895), 4%, Pariser 
500 Fr. (1876), 14. November: 2½ % 
Griechische Nationalbank Prämien-Anl. 
(1912). 15. November: 2%, 100 Fr. 
(1905), 3% Credit foncier Egyptien 
Obl. (1886, 1903, 1911), Freiburger 
15 Fr. (1902), Holländische 15 Gld. 
(1904), 2% Lütticher 100 Fr. (1905), 
3% Oesterreichische allg. Bodencredit- 
Anstalt 100 Gld.-Präm.-Pfandbr. (1880), 
Panama - Kanal 400 Fr., Ungarische 
100 Gld. (1870), Ungar. Hypotheken- 
bank 4% Präm.-Obl. (1885). 


ihren Lauf und die Krone ihre Entwicklung auf einen 
ihrem inneren Wert angemessenen Stand nehmen lassen soll. 

Sehr unsympathisch berührlen die Zustände, die man 
in den letzten Wochen am rheinisch-westfäli- 
schen Kuxenmarkt beobachten konnte. Während 
man, wie hier schon früher betont wurde, bei den zeit- 
weilig sehr scharfen Kursrückgängen an der Berliner 
Fondsbörse durchaus nicht die Hauptschuld hieran der be- 
rufsmässigen Spekulation zuschieben durfte, auch nicht 
den Bankkreisen (das Kundengeschäft war in der Zeit vor 
dem „Krach“ nicht einmal so übermässig mit Kredit ge- 
sättigt; die Kriegsgewinner können es sich ja leisten, die 
Effekten gegen bar abzunehmen), sondern dass es die 
ungeschulten Käuferschichten draussen im Lande gewesen 
waren, die den Kopf verloren, als das jähe politische und 
militärische Erwachen kam, und die dann erst die Börse 
in den Strudel mithinein rissen, lagen in Essen und 
Düsseldorf die Dinge denn doch wesentlich anders, Hier 
hatte siets die berufsmässige Spekulation geblüht und 
zwar die unangenehme anreissermässige, welche Hinz und 
Kunz beim Morgenkaffee und während des Mittagsschläfchens 
antelefoniert, um ihm diese oder jene Kurse als äusserst 
empfehlenswerte Kapitalsanlage dringend zu empfehlen 
oder, falls er sie bereits besitzt, sie ihm abzunehmen um 
ihm noch „aussichtsreichere“ Werte anzudrehen. Hand 
in Hand damit ging eine weitgehende Kreditgewährung, so- 
dass das Kuxengeschäft, begünstigt noch dazu durch die 
Fusionsära bei den Kohlenzechen und die leichtfertige e Ueber- 
schätzung der Aussichten der deutschen Kaliindustrie für 
die Zeit nach dem Friedensschluss, einen kaum dagewesenen 
Umfang annahm und ganz phantastische Kurssteigerungen 
insbesondere der „schweren“ Kuxe eintraten. Als nun 
jetzt die politische Ernüchterung zustande kam, setzte auf 
dem Kuxenmarkt eine verheerende Deroute ein. In un- 
geahnt kurzer Zeit verloren die Besitzer, insbesondere 
der mittelschweren und schweren Werte, gewaltige Sum- 
men, und insgesamt werden die Kursabschläge auf die an 
den rheinischen Kuxenbörsen gehandelten Werte eine 


Preisverminderung um mehr als ½ Milliarde & herbei- 
geführt haben. Zahlreiche, zur Spekulation verleitete 
Existenzen sind in wenigen Tagen vernichtet und schnell 
erworbene. Vermögen hinweggefegt worden. Von der 
Banksei'’e aus, wo man erst weitherzig Kredite gegeben 
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halte, war man, wie leider meist in ähnlichen Situationen, 
mit Kreditkündigungen und Exekutionen schnell bei der 
Hand. Und mit Telephongesprächen wird man wohl für 
die erste Zeit etwas sparsamer sein. Vestigia terrent. 
Justus. 


Plutus-Archiv. 
Neue Literatur der Molliswirtſchaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
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Russiands-politische Seele. Russische Bekenntnisse, 
Herausgegeben von Elias Hurwicz. Berlin 1918. 
Verlag von S. Fischer. Preis e 2,50 geh., M 4, — geb. 

Zum Geleit. — Zur Psychologie des politischen He- 
roismus. Von Sergej Bulgakow. — Ueber die revolutionäre 

Jugend (Streiflichter über ihre Zustände und Stimmungen). 

Von A. Jsgojew. — Zum Schutze des Rechts. (Die rus- 

sische Gesellschaft und das Rechtsbewusstsein.) Von 

B. Kistakowskij. — Die politische und die philosophische 


Wahrheit. Von Nikolaus Berdjajew. — Der Radikalismus 
und der Staat. Von Peter Struye. — Die Ethik des Nihi- 
lismus. Von S. Frank. 


Au Deutschlands Jugend. Von Walıheı Rathenau. 
Berlin 1918. Verlag von S. Fischer. Preis 4£ 2,— geh. 
Zueignung und Aufruf! — Zweifel. — Glaube. — 

Krieg. — Charakter. 

Die absolute Unmöglichkeit eines Staatsbanke- 
rotts. Von Siegfried Rosenbaum, Direktor der 
Anglo - Oesterreichischen Bank. Wien 1918. Verlag 
von Moritz Perles. Preis 1 Kr. 

Krieg und Friede. Von Maximilian Harden. 
Berlin 1918. Erich Reiss Verlag. Preis AM 20,— geh., 


M 27.— geb. 

Band I. Oesterreich und Serbien, — Fata Morgana. 
— Kriegserklärung. — Hochzeitsstimmung. — Politik im 
Kriege. — Die Meerengen. — Patriotismus. — An Herrn 
Poincaré. — Hirn und Schwert. — Moral im Krieg. 

Band II. Nikolai Nikolajewitsch. — Zu Haus. — 
Kriegsziele. — Inselkrankheit. — Revolution. — Die 
Ahnen. — Die Enkel. — Habsburgische Demokratie. — 


Neue Welt. — Morgen. — Apokalypse. 


Zeitliches. Von Walther Rathenau. Berlin 1918. 
S. Fischer Verlag. Preis o% 1,50. 

Der wahre Grund politischer Fehler. — Von Wahl 
und Volksvertretung. — Kriegsgewinner. — Stimmung, 
— Sicherungen. 

Erbbaurecht. Der Gesetzentwurf des Reichswirtschafts- 
amts vom 3. Mai 1918 nebst Bemerkungen. Von Dr. 
Fritz Dannenbaum. Berlin 1918. Verlag von 


Franz Vahlen. Preis % 1,60. 
Einleitung. — Bedeutung des Erbbaurechis. — Zum 
Gesetzentwurf vom 3. Mai 1918. 


Die Steuergesetze 1918. Textausgabe mit Einführung 
und Stichwortverzeichnis. Von K. von Lewinski, 
Geheimer Regierungsrat und vortragender Rat im Reichs- 
iustizamt. Mannheim, Berlin, Leipzig 1918. Verlag 
von J. Bensheimer. Preis s% 5.—. 

Getränkesteuern. — Verkehrssteuern. — Gesetz über 
eine ausserordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungs- 
jahr 1918. — Gesetz gegen die Steuerflucht. — Gesetz 
über die Errichtung eines Reichsfinanzhofes und über die 
Reichsaufsicht für Zölle und Steuern. 

Mit Schwert und Pfiug durch Rumänien. Von 
Georg Schultze-Bahlke. Berlin 1918. Verlag von 
Hermann Meusser. Preis # 4,—. 

Einleitung. — Rumäniens Teilnahme am Kriege, — 
Der Siegesfeldzug durch Rumänien, — Das rumänische 


Staatsgebilde. — Bodenerzeugnisse. — Fischerei. — Bo- 
denschätze. — Gewerbetätigkeit. — Verkehrswege. — Ru- 
mänien als Handelsfaktor Deutschlands. 

Die Verordnung gegen Preistreiberei vom 8. Mai 
1918. Erläutert von Dr. jur. et rer. pol. Leopold 
Schäfer, Königl. Bayer. Amtsrichter, Hılfsrichter im 
Reichsjustizamt. Mit einem Anhang: Sonstige für die 
Bekämpfung von Preistreibereien bedeutsame Vorschriften. 
Mannheim, Berlin, Leipzig 1918. Verlag von J. Bens- 


heimer. Preis #£ 12,—. 
Schrifttum. — Text der Verordnung gegen Preis- 
treıberei. — Kommentar. — Die eigentlichen Siraf- 


vorschriften. — Einziehung des übermässigen Gewinnes usw. 

— Sonstige Nebenstrafen. — Schutz des Ausfuhr- und 

E nfuhrhandels. Schlussbestimmungen. — Amtliche 

Be;ründung. — Anhang. — Sachregister. 

Reichsmehrbedarf und Steuerermässigung. Grundriss 
zu einer Theorie und Reform des Geldes. Von Kurt 
Geucke. Berlin-Friedenau 1918. Verlag von Adolph 
Crüger. Preis oÆ 3.—. 

Natur und Definition des Geldes. — Heıkommen, 
Charakter, Arlen, Notwendigkeit und Funktionen des 
Papiergeldes. — Kritik des Lawschen Systems. — System 
der Währungstrennung. — Uebersicht des Systems. — 
Die Gesetze des Geldes. — Zusammenfassung. — An- 
wendung des Systems: Volkswirtschaftliche und zeitpolitische 
Aufgaben. — Schlusswort. 


Wohlfahrt und Wirtschaft. Wirtschaftsleben und 
wirtschaftliche Arbeit als Träger und Quelle der Volks- 
Wohlfahrt. Von Dr. Heinz Christian Göbel, Char- 
lottenburg. Berlin 1918. Verlag „Industrie- Kurier“ 
Jung & Ehrlich. Preis Æ 2.—. 

Das wahre Amerika. Von George Kuh. Wien 1918. 
Verlag von Ed. Stache, Preis o% 2.—. 


Die Presse als Werkzeug der auswärtigen Politik» 
Von Paul Eltzbacher, Professor an der Handelshoch- 
schule zu Berlin. Jena 1918. Verlag von Eugen Die- 


derichs. Preis o% 5,40. 
Die Aufgabe. — Die auswärtige Politik und die Presse, 
— Die Pressearbeit in Frankreich und England. — Die 
Pressearbeit in Deutschland. — Zur Organisation der 
Pressearbeit. — Zur Technik der Pressearbeit. — Zur 
Psychologie der Pressearbeit. — Ausblick. — Literatur. 
— Register, 


Zeitschrift für Handelswissenschaft und Handels- 
praxis. 11. Jahrgang 1918/19. Heft 4/6. Leipzig 1918. 
Verlag von Carl Ernst Poeschel, Preis vierteljährlich 
M 4.—. 

Kalkulation für Handel, Industrie und Gewerbe in 
der Kriegswirtschaft. Von Regierungsrat Prof. Dr. Georg 
Obst. — Kreditgenossenschaft und Uebergangswirtschaft. 
Von Bankdirektor Wilhelm Klemann, Berlin. — Die 
Donaufrage und der rumänische Frieden. Von Amis- 
gerichtsrat Ed. Meene, Bad Oeynhausen. — Verwallung 
und kaufmännische Buchführung, Von Prof. Friedrich 
Leitner, Berlin. — Normalisierung und Spezialisierung als 
Mittel zur Steigerrung und Verbilligung der Güter 
erzeugung. Von Ingenieur Otto Schulz - Mehrin, Char 
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ottenburg. — Neuzeitliche Kalkulationsmethoden. Beiträge 
zum Krieg nach dem Kriege. Von Dr. Willy Kieseweiter, 
Dresden. — Moderne Versicherungsbesirebungen. Von 
R.-A. Dr. Bruno Beyer, Pr. Eylau. — Westrussische 
Grenzlande, Finnland, Baltische Provinzen, Litauen, Polen. 
Von Dr. Joh. Riedel, Leipzig. — Die Rechte krieg- 
führender Parteien gegenüber Privatpersonen und Sachen 
in Feindesland. Von R.-A. Dr. Bruno Beyer, Pr. Eylau. 
— Rechtsfragen des Tages. Von Geh, Justizrat Prof. Dr. 
Eduard Heilfron, Berlin. — Die technischen Hilfsmittel 
des Kaufmanns. — Das Anrecht des Frachtzahlers auf den 
billigsten Tarif. — Das Problem des Leergutversandes. — 
Der deutsche Kaufmann nach dem Kriege, — Interessante 
Vorgänge im Bankwesen Englands. — Gewinnanteile des 
Vorstandes und Aufsichtsrates von Aktiengesellschaften im 
Verhältnis zum Gewinnvortrag. — Neue Entwickelungen 
beim Güterverkehr auf der Bahn. 


Zeitschrift für Versicherungswissenschaft. Heraus- 
gegeben vom Deutschen Verein für Versicherungs- 
Wissenschaft. Schriftleitung Professor Dr. phil. Dr. jur. 
Alfred Manes. Berlin 1918. Verlag Ernst Siegfried 
Mittler & Sohn. Preis des Einzelheftes 6,— c, für 
Mitglieder 5,— . 

Die Aufgaben der Seeversicherung nach dem Kriege. 
Von Dr. jur. Wagner, Dispacheur. — Die Volksversicherung 
in Belgien. Von Prof. Dr. Dorn, München, — Folgen 
versäumter Prämienzahlung nach Kriegsrecht. Von Geh. 
Hofrat, Prof. Dr. Ehrenberg, Leipzig. — Die Erstreckung 
der sozialen Unfallversicherung auf Betriebskrankheiten 
im Kriege. Von Justizrat Dr. Fuld, Mainz. — Die Pro- 
vision bei der laufenden Rückversicherung. Von Prof, 
Dr. Kisch, München. — Individualität und Sterblichkeit 
der deutschen Privatbeamten. Von Dr. Schrüfer. 


Zeitschrift für Sozialwissenschaft. Begründet von 
Julius Wolf. Fortgeführt von Prof. Dr. Ludwig Pohle, 
Frankfurt a. M. A. Deichert'sche Verlagsbuchbandlung 
Werner Scholl, Leipzig. Preis halbjährlich 4 10,—. 
Jahrgang 1918. N. F. IX. Jahrgang. 

Heft 9/10. Passow, Richard, „Zwangskartelle“ 
(„Zwangssyndikate*). Schmidt, F, Zur Preisbildung 
an der Effektenbörse. II. Biermann, W. Ed., Die 
künftige Reichsfinanzreform. II. (Schluss.) Has ba ch, W. 
Die parlamentarische Kabinettsregierung ausserhalb Eng- 
lands. IV. . 

Handelskrieg und Wirtschaftsexpansion. Ueber- 
blick über die Massnahmen und Bestrebungen des 
feindlichen Auslandes zur Bekämpfung des deutschen 

. Handels und zur Förderung des eignen Wirtschafts- 
lebens. Von Dr. Ing. Dr. Waldemar Koch, z. Zt. 
Stellvertretender Direktor des königlichen Instituts für 
Seeverkehr und Weltwirtschaft an der Universität Kiel, 
Kaiser-Wilhelm-Stiftung. Jena 1917. Kommissionsverlag 
von Gustav Fischer. Preis o% 5,50. 

England. — Unmittelbare Schädigung deutscher 
Interessen. — Förderung des englischen Wirtschaftslebens. 
— Frankreich: Unmittelbare Schädigung deutscher Inter- 
essen. — Förderung des französischen Wirtschaftslebens. 
— Italien: Unmittelbare Schädigung deutscher Interessen. 
— Förderung des italienischen Wirtschaftslebens. — Japan: 
Unmittelbare Schädigung deutscher Interessen. — Förde- 
rung des japanischen Wirtschaftslebens. — Portugal: Un- 
mittelbare Schädigung deutscher Interessen. — Förderung 
des portugiesischen Wirischaftslebens. — Russland: Un- 
mittelbare Schädigung deutscher Interessen, — Förderung 
des russischen Wirtschaftslebens. — Vereinigte Staaten 
von Amerika: Unmittelbare Schädigung deutscher Inter- 
essen. — Förderung des amerikanischen Wirtschaftslebens. 
— Sonstige Länder, — Gemeinsame handelspolitische 
Bestrebungen. — Auseinandersetzung im Handelskriege 


Die nordische Brücke. Von R. Norrlander und 
S.Sario. Mit3 Karten. Heft 5 der Beiträge und Urkun- 
den zur Zeitgeschichte „Die russische Gefahr“. Heraus- 
gegeben von Paul Rohrbach. Stuttgart 1917. Verlag 
von J. Engelhorns Nachf. Preis # 1,50. 


Einleitung. — Die Brücke. — Petersburg. — Das 
Problem des Nordens. — Finnland. — Finnland und 
Russland. — Die Entrechtung und Vergewaltigung Finn- 
lands. — Finnland und Deutschland. 


Die russische Revolution. Von Dr. PaulRohrbach 
und Axel Schmidt. Heft 7 der Beiträge und Urkun- 
den zur Zeitgeschichte „Die russische Gefahr“. Heraus- 
gegeben von Paul Rohrbach. Stuttgart 1917. Verlag 
von J. Engelborns Nachf. Preis A 1,50. 


Einleitung. — Die Revolution von 1905. — Der 
russische Imperalismus. — Der Kampf des Dumablocks 
mit der Regierung. — England und die Revolution. — 


Der Ausbruch und der erste Verlauf der Revolution. — 
Ausblick. 


Die Reichsbank und ihre Bedeutung für den deut- 
schen Geldumlauf. Von Seminarlehrer Otto Oitsen. 
1. Jahrg. Heft 4. Der „Gegenwartskunde für die Schule“. 
Herausgegeben von Seminarlehrer Otto Ottsen in Mörs 
(Rheinland). Halle (Saale) 1916. Verlag von Hermann 
Gesenius. Preis A 0,50. 

Name und Gründung der Reichsbank. — Der Gold- 
bestand und die Notenausgabe. — Die Wechselgeschäfte 
der Reichsbank. — Die Lombardgeschäfte der Reichsbank. 
— Der Giroverkehr der Reichsbank. — Anhang: Der 
Postscheckkonto-Verkehr. 


Die Zollunionsidee und ihre Wandlungen im 
Rahmen der wirtschaftspolitischen Ideen und 
der Wirtschaftspolitik des 19. Jahrhunderts bis 
zur Gegenwart. Von Dr. J. Pentmann in Basel. 
Heft 27, Der „Probleme der Weltwirtschaft“, Schriften 
des Königl. Instituts für Seeverkehr und Weltwirtschaft 
an der Universität Kiel. Kaiser - Wilhelm- Stiftung. 
Herausgegeben von Prof, Dr, Bernhard Harms. 


Jena 1917. Verlag von Gustav Fischer. Preis brosch. 
M 5, —. 

Vorwort. — Tendenzen zur Bildung nationaler Wirt- 
schaftsgebiete. — Die Kontinentalsperre. — Die Lage in 
Mitteleuropa. — Die Zollvereinheitlichung in Preussen. 
— Der deutsche Zollverein. — Die Ideenwelt. — Ver- 
wirklichung der nationalen Tendenzen. — Die Länder 


des deutschen Bundes. — Andere europäische Staaten, — 
Die Ideenwelt des Vormärz. — Das nachmärzliche Europa. 
— Von 1860—1871. — Die Ideenwelt des Nachmärz. — 
Die Konsolidierung der nationalen Wirtschaftsgebiete 1871 
bis 1892. — Die politische und handelspolitische Lage. — 
Die Ideenwelt der Epoche. — Die Zollunionsideen, frei- 
händlerischen Ursprungs, schutzzöllnerischen Ursprungs. 
— Zollunions-Palliative. — Weltpolitik und Imperalismus 
— Uebergangsperiode zum Imperalismus. 1892—1900, 
— Zollunionsideen dieser Epoche. — Das mitteleuropä- 
ische Handelsvertragssystem. — Die Agrarier als Träger 
der Zollunionsidee. — Entwicklungsgang der Politik und 
Wirtschaftspolitik im Imperalismus. — Die Ideenwelt. — 
Wirtschaft und Politik, — Nationale und internationale 
Wirtschafispolitik. — Zollunionsideen als Nebenstiömungen 
des Imperalismus. — Grossbritannien. — Der australische 
Zollbund.— Die panamerikanischen Zollunionsbestrebungen. 
— Das russische Weltreich. — Die Zollunionsbestrebungen 
in Mitteleuropa. — Gegenüberstellung. — Schlusswort. 
— Literatur-Verzeichnis. 


Gemeindeaufgaben von Gross-Berlin. Vortrag ge- 
halten in der Ortsgruppe Berlin der Gesellschaft für 
soziale Reform am 19. Oktober 1917. Von Dr. Licht, 
Stadtrat in Schöneberg. Heft 1 der Schriften des Bürger- 
ausschusses Gross- Berlin. Berlin 1917. Druck und 
Verlag von Georg Reimer, Berlin W 10. Preis £ 1,80. 


Friede, Freiheit, Brot und parlamentarisches 
System. Von Julian Borchardt. Leipzig 
1917. Verlag von Fr. Wilh. Grunow. Preis c# 0.40. 

Vorwort. — Die demokratische Zauberformel. — Das 
parlamentarische System. — Friede durch Demokratie. — 

Ein Blendwerk. 


Verantwortlich ftir den redaktionellen Teil Dr. iur. Paul Er tel- Berlin, 


Anzeigen des Plutus. 
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die Zwiſchenſcheine evie 4 %% 
Schatzanweiſungen der VIII. 
Kriegsanleihe um pe die 4 / “% 


Schatzanweiſungen von 1918 
Folge VIII können vom 


A. November d. Is. ab 


in die endgültigen Stücke mit Zinsſcheinen umgetauſcht werden. 

Der Amtauſch findet bei der „Umtauſchſtelle für die 
Kriegsauleihen“, Berlin W 8, Behrenſtraße 22, ſtatt. 
Außerdem übernehmen ſaͤmtliche Meichsbankanſtalten mit 
Kaſſeneinrichtung bis zum 15. Juli 1919 die koſtenfreie 
Vermittlung des Amtauſches. Nach dieſem Zeitpunkt können 
die Zwiſchenſcheine nur noch unmittelbar bei der 
„Amtauſchſtelle für die Kriegsanleihen“ in Berlin umgetauſcht 
werden. 

Die Zwiſchenſcheine ſind mit Verzeichniſſen, in die ſie 
nach den Beträgen und innerhalb dieſer nach der Nummern- 
folge geordnet einzutragen find, während der Vormittags- 
dienſtſtunden bei den genannten Stellen einzureichen; Formu- 
lare zu den Verzeichniſſen find bei allen Reichsbankanſtalten 
erhältlich. 

Firmen und Kaffen haben die von ihnen eingereichten 
Zwiſchenſcheine rechts oberhalb der Stücknummer mit 
ihrem Firmenſtempel zu verſehen. 


Mit dem Amtauſch der Zzwiſchenſchetne für die 5% 
Schuldverſchreibungen der VIII. Kriegsauleihe in die 
endgültigen Stücke mit Zinsſcheinen kann erſt ſpäter begonnen 
werden; eine beſondere Bekanntmachung hierüber folgt alsdann. 


Von den Zwiſchenſcheinen der früheren Kriegsanleihen 
iſt eine größere Anzahl noch immer nicht in die endgültigen 
Stücke umgetauſcht worden. Die Inhaber werden aufgefor⸗ 
dert, dieſe Zwiſchenſcheine in ihrem eigenen Intereſſe mög⸗ 
lichſt bald bei der „Umtauſchſtelle für die Kriegsanleihen“, 
Berlin W $, Behrenſtraße 22, zum Amtauſch einzureichen. 


Berlin, im Oktober 1918. [2687 


Reichsbanf-Direftorium. 


Havenſtein. v. Grimm. 


— Perantportlich für die Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ und für den Inseratentell: Gertrud Hopp, Berlin, 7 für die Rubrik „Aus der Geschäftswalt“ und für den Inseratente 
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Aktiengesellschaft. 
Rechnungsabschluss 
am 30. Juni 1918. 


Aktiva. M pf 
Grundstücks-K. 460 000| — 
Maschinen-K . 482 38462 
Gebäude-K. 589 ex 52 
Utensilien-K. A — 
Wagen-, Pferde- 

u. Geschirr-K, 1 — 
Graben · K. k — 
Anschlussgleis- ie Tiss 
Kassa-K. à 24 526/19 
Effekten-K. 848 290 — 
Sack-K. 16 030/75 
Kohlen-K. 2 831/40 
Materialien-K. 2 503|— 
Kto.- Korrent-Kt. 

einschl. Bank- 

guthaben , 320 88453 

2 747 061101 

Passiva. pf. 

Aktien-Kapital-K. 1 500 000— 

Reserve- Fds.-Kt. 200 000 — 
Talonsteuer-Res.- 

en 6 i 15 000/— 
Wagen-, Pferde- 

u. Gesch.-Rück- 

stellungs- Konto 12 400 — 
Dividenden -Kio. 960 — 
Kto.-Korrent- Kt. 

Gläubig. einschl. 

Kriegssteuer- 

rücklage . 738 688/05 
Gewinn- u. Ver- 

lust-Konto 280 012/96 

2747 061|01 


Die für das Geschältsjahr 
1917/18 auf 10% festgesetzte 
Dividende ist mit M. 100 so- 
fort zahlbar in Berlin bei der 
Deutschen Bank und der Ge- 
sellschaftskasse, in Magde- 
burg bei der Mitteldeutschen 
Privat-Bank Aktiengesell- 
schaft. [2682 

Berlin, den 30. Okt. 1918. 


Der Vorstand: 
Max Friedländer. 


Druck von Pass & Garieb G. m. b. H., Berlin W. 57, Bülowstrasse 66. 


— 


Terraingesellschaft 


Berlin-Sudwesten 
in Liquidation. 


Bilanz am 30. Juni 1918. 


Akiiva. M. P. 
Grundstücke-K. | 2 357 70337 
Eigenbau-Konto .| 742 56753 
Strassenanl.- u. 

Ameliorat.-K. | 5751 947/05 
Bankguthaben 28 630 70 
Debitoren-Konto 170 137 — 
Hypotheken- Deb. 

M. 3 047 318.— 

abzüglich: 

Hypoth.-Kredit. 

M. 1335 000.—| 1 712 318) — 
Beteiligungs-Kto.| 214 500 — 
Aval-Konto 151 500 — 

11 129 30365 

Passiva. MEEI 
Kreditoren-Konto| 1 877 886|— 
Aval-Kreditoren .| 151 500 — 
Ausschüttungs-K. 

M. 4 414 400.— 

abzüglich: 

Ausschüttungs- 
abhebungen-K. 

M. 4 403 232.— 11 1681 — 
Liquidations-Kto.| 9 088 74955 


11 129 303165 
Liquidations-Konto. 


Soll. M. (ef 
Steuern-Konto 161 12556 
Verw.- u. Unk.-K. 67 766009 
Bilanz-Konto 9088 749 65 

9 317 641|30 
Haben. M. Pf 


Vortrag a. 1916/17 9 307 432— 
Zinsen- Konto 8 809130 
Pacht-Konto . 1400 — 


"9317 641130 
Berlin, im September 1918. 
Terraingesellschaft 


Berlin-Südwesten in Liqu. 
Georg Haberland. SF m ͤũꝗà-; Mar role eG ETE ee 


Gertrud Hopp, Berlin. 


